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Verschiedene Startbedingungen

Menschen mit Migrationshintergrund sind 

aus einer Vielzahl von Gründen, mit ganz 

unterschiedlicher Motivation und mit 

 gutem oder schlechtem Bildungsstand nach 

Deutschland eingewandert. Diese Menschen 

kamen und kommen in Bundesländer, die 

unterschiedliche Rahmenbedingungen auf-

weisen: In manchen, etwa im Osten Deutsch-

lands, haben gerade einmal fünf Prozent der 

Einwohner einen Migrationshintergrund. In 

anderen, etwa in Baden-Württemberg, sind 

25 Prozent der Bürgerinnen und Bürger Zu-

gewanderte oder Kinder von Zugewanderten. 

Die Neuankömmlinge landen in prosperie-

renden Regionen wie Süddeutschland oder 

in einem wirtschaftlichen Umfeld, in dem die 

Erwerbslosenquote wie in der Hauptstadt 

Berlin etwa dreimal oder wie im Saarland 

zweimal so hoch liegt wie in Bayern. Wie gut 

sich Migranten in ihrer neuen Heimat zu-

rechtfinden können, beruht also auch massiv 

auf den äußeren Bedingungen. 

Generell hängt die Verteilung der Migranten-

gruppen mit der Geschichte verschiedener 

Migrationswellen zusammen. In fast allen 

Bundesländern (Ausnahmen: Berlin und 

Hamburg) stellen Aussiedler die größte 

Migrantengruppe, was auch der staatlich 

gelenkten regionalen Verteilung von Aussied-

lern zuzuschreiben ist. In Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein, Ländern mit insgesamt 

wenigen Migranten, sind fast ein Drittel aller 

Personen mit Migrationshintergrund Aus-

siedler beziehungsweise deren Kinder. Die 

Stadtstaaten Berlin und Hamburg wiederum 

sind die einzigen Bundesländer, in denen 

Menschen türkischer Herkunft den größten 

Anteil stellen. 

Italienische, portugiesische, spanische und 

griechische Gastarbeiter, deren Nachkommen 

sowie andere Migranten aus diesen Ländern 

machen im Saarland 22 Prozent aller Zuge-

wanderten aus – in keinem weiteren Bundes-

land stellt die Gruppe der Südeuropäer einen 

so hohen Anteil. Sie kamen einst in das da-

mals prosperierende Schwerindustriegebiet 

an der Saar und sind vielfach dort geblieben, 

auch wenn sich die Arbeitsmarktbedingun-

gen längst verändert haben.

Menschen aus dem ehemaligen Jugoslawien 

konzentrieren sich in Süddeutschland. Sie 

stellen in Baden-Württemberg und Bayern 

zehn respektive elf Prozent aller Migranten. 

Dazu trug wahrscheinlich bei, dass Flüchtlin-

ge, die auf dem Landweg kamen, in diesen 

Bundesländern zuerst deutschen Boden 

betraten und dort geblieben sind. Migranten 

aus dem Fernen Osten machen in Hamburg 

zwölf und in den neuen Bundesländern 

zehn Prozent aller Migranten aus. In der 

Hansestadt dürfte der große Überseehafen 

zu dieser Häufung beigetragen haben. In den 

neuen Bundesländern waren Vietnamesen zu 

DDR-Zeiten eine wichtige Gruppe von aus-

ländischen Arbeitskräften. Sie blieben auch 

nach der Wiedervereinigung. 

Menschen aus dem Nahen Osten sind in 

Schleswig-Holstein und Berlin, Afrikaner in 

Hessen und Hamburg am häufigsten anzu-

treffen. Migranten aus den Weiteren Ländern 

der EU-25 machen in Schleswig-Holstein und 

in Bayern mit je 18 Prozent einen vergleichs-

weise großen Anteil an allen Zugewanderten 

aus. Hintergrund dürfte sein, dass beide Bun-

desländer relativ wenig von der klassischen 

Gastarbeitermigra tion mitbekommen haben 

und die entsprechenden Gruppen dort heute 

nicht dominieren.

Wirtschaftsstarke Länder mit einer moder-

nen, wissensintensiven Branchenstruktur 

wie zum Beispiel Bayern haben heute einen 

hohen Anteil gut qualifizierter Migranten. 

In ehemaligen Schwerindustrieregionen 

wie Nordrhein-Westfalen und dem Saarland 

ließen sich bereits vor Jahrzehnten gering 

qualifizierte Gastarbeiter nieder. Diese haben 

im wirtschaftlichen Strukturwandel häufig 

ihre ursprünglichen Jobs verloren. Viele 

sind auch heute noch schlecht qualifiziert 

und haben geringe Aufstiegschancen. In die 

neuen Bundesländer wiederum, die vor 1990 

kaum Zuwanderung kannten und die seit der 

Wiedervereinigung unter extrem hoher Ar-

beitslosigkeit leiden, zogen zusätzlich zu den 

wenigen in der DDR lebenden Ausländern 

nur wenige und in der Regel gut qualifizier-

te Migranten. In so wirtschaftsschwache 

Regionen kommt im Allgemeinen nur, wer 

einen guten Grund besitzt, also einen Job in 

Aussicht hat oder einer Partnerin oder einem 

Partner folgt.
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 GESAMTBEWERTUNG – HESSEN 
UND HAMBURG LIEGEN VORN, 
DAS SAARLAND IST SCHLUSSLICHT 

da. Die Hausfrauenquote ist für westdeutsche 

Verhältnisse mit 32 Prozent moderat. Auch 

wenn Hessen nach den hier angelegten Kri-

terien von allen Bundesländern immer noch 

die besten Integrationserfolge erzielt, ist 

die  dortige Situation gleichwohl ein Zeichen 

dafür, dass es um die Integration in ganz 

Deutschland nicht sonderlich gut bestellt ist.

 Hamburg

Der norddeutsche Stadtstaat mit seinen 1,7 

Millionen Einwohnern hat den bundesweit 

höchsten Bevölkerungsanteil mit Migrations-

hintergrund: 26 Prozent der Einwohner sind 

dort zugewandert oder Kinder von Migranten. 

Insofern ist der zweite Platz im Integrations-

ranking bemerkenswert. 

In der prosperierenden Großstadt ist die Zu-

sammensetzung der Migrantenbevölkerung 

sehr heterogen. 21 Prozent haben einen türki-

schen Hintergrund, Aussiedler stellen 19 Pro-

zent. Größer als in anderen Bundes ländern 

ist die Gruppe aus dem Fernen Osten. 

Aufgrund der bunten Mischung von Migran-

ten gibt es kaum extreme Ergebnisse bei den 

einzelnen Indikatoren. In Sachen Bildung 

stehen Migranten in Hamburg besser da als 

in Hessen – aber schlechter als in den neuen 

Bundesländern. 40 Prozent der Migranten 

besitzen die Hochschulreife, 29 Prozent 

haben einen akademischen Abschluss. 

Nach beiden Kriterien rangiert Hamburg vor 

dem insgesamt erstplatzierten Hessen. Die 

Hansestadt ist mit ihren Universitäten und 

Fachhochschulen ein Anziehungspunkt auch 

für Studierende aus dem Ausland. Die Verlage 

und Firmenzentralen in der Hansestadt sind 

Magneten für hoch qualifizierte Beschäftigte.

Hingegen ist der hamburgische Arbeitsmarkt 

für Migranten weniger attraktiv als der in 

 Hessen. Die Erwerbspersonenquote ist mit 

knapp 66 Prozent gering. Im öffentlichen 

Dienst arbeiten nur neun Prozent aller er-

werbstätigen Migranten – so wenige wie in 

keinem anderen Bundesland. 17 Prozent der 

Hamburger Zugewanderten sind von öffent-

lichen Leistungen abhängig, auch das ist kein 

Wert, auf den das Land stolz sein kann. Für 

die zweite Generation stehen die Zeichen 

indes wie fast überall auf Besserung: Unter 

ihnen hängen nur noch halb so viele von 

öffentlichen Leistungen ab wie in der voran-

gehenden Generation. 

 Hessen

Hessen schneidet bei keinem Indikator als 

bestes Bundesland ab, zeigt aber in vielen 

Bereichen gute Werte. In Hessen haben 23 

Prozent aller Einwohner einen Migrations-

hintergrund, ein im deutschlandweiten Ver-

gleich sehr hoher Wert. In diesem Anteil ver-

bergen sich nicht nur ehemalige Gastarbeiter 

und deren Nachkommen, sondern auch viele 

hoch Qualifizierte, die von der Finanz- und 

Dienstleistungswirtschaft angezogen werden. 

Das zeigt auch der hohe Bildungsstand der 

Migranten: 28 Prozent verfügen über einen 

Hochschulabschluss, während bei den Ein-

heimischen nur 24 Prozent Akademiker sind. 

28 Prozent der 16- bis 20-jährigen Personen 

mit Migrationshintergrund besuchen eine 

gymnasiale Oberstufe – nur etwas weniger 

als bei den Einheimischen, die auf 31 Prozent 

kommen. 

 

Allerdings tut sich in Hessen eine Kluft zwi-

schen gut und schlecht qualifizierten Zuge-

wanderten auf. Mit zwölf Prozent Migranten 

ohne jeden Bildungs- und Berufsabschluss 

gehört das Bundesland nicht gerade zur 

Spitzengruppe. Auch der Zugang zum Ar-

beitsmarkt ist in Hessen für Migranten nur 

relativ gesehen befriedigend. So sind sowohl 

die Erwerbslosenquote (14 Prozent) als auch 

die Jugenderwerbslosigkeit (16 Prozent) in 

Hessen vergleichsweise gering. Die Quote 

der Abhängigkeit von öffentlichen Leis-

tungen liegt bei zwölf Prozent, nur Baden-

 Württemberg und Bayern stehen hier besser 

Rang 1  

Rang 2  
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 Neue 
Bundesländer

Mit nur fünf Prozent haben die neuen Bun-

desländer den geringsten Migrantenanteil. 

Allerdings erschwert die wirtschaftliche Lage 

im Osten die Integration in den Arbeitsmarkt. 

Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass 

die Migranten in den neuen Bundesländern 

bei den Indikatoren „Erwerbslosenquote“, 

„Jugenderwerbslosenquote“ und „Abhängige 

von öffentlichen Leistungen“ bundesweit das 

Schlusslicht bilden – immer vor dem Hinter-

grund, dass diese Werte dort auch für Einhei-

mische die schlechtesten sind.

Sehr gut schneiden die Migranten in Ost-

deutschland hingegen im Bereich Bildung ab: 

Nur sechs Prozent haben keinen Schul- oder 

Berufsabschluss. 43 Prozent der 20- bis 

39-Jährigen besitzen die Hochschulreife – 

ein Wert, der sogar deutlich über jenem der 

Einheimischen liegt und der höchste aller 

Bundesländer ist. Hier wirkt offenbar noch 

die Migrationspolitik aus staatssozialistischer 

Zeit nach, als es in den befreundeten Ent-

wicklungsländern als Auszeichnung galt, zur 

Ausbildung in die DDR geschickt zu werden. 

Dementsprechend kamen vorwiegend hoch 

motivierte Personen. 

Migranten hatten es in der DDR aus politi-

schen Gründen schwer, im Land zu bleiben. 

Nach der Wiedervereinigung machten in 

Ostdeutschland dann vielfach wirtschaftliche 

Gründe ein dauerhaftes Bleiben unattraktiv. 

Darum wurden hier vorwiegend jene Men-

schen sesshaft, die dafür persönliche Gründe 

hatten: 41 Prozent der Ehen von Migranten in 

Ostdeutschland sind bikulturell. Das ist der 

mit Abstand höchste Wert aller untersuchten 

Regionen. 

Wegen ihrer guten Qualifikation schneiden 

jene Migranten, die trotz der insgesamt 

schwierigen Arbeitsmarktlage einen Job 

haben, beim IMI gut ab: 18 Prozent der er-

werbstätigen Migranten sind selbstständig, 

Land/Region

Prozent Dynamik*

1 Hessen

2 Hamburg

3 neue Bundesländer

4 Bayern

5 Baden-Württemberg

5 Nordrhein-Westfalen

7 Berlin

8 Rheinland-Pfalz

9 Schleswig-Holstein

10 Niedersachsen/Bremen

11 Saarland
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23 52 22 12 28 33 28 14 68 16 32 11 12 9 12 7 1,45 1,77 1,06 0,89 0,67 4,71

26 47 24 14 28 40 29 17 66 19 32 11 9 7 17 7 1,86 1,64 0,99 0,81 0,52 4,52

5 49 41 6 21 43 33 39 69 39 22 18 14 10 38 6 2,02 1,92 0,97 0,63 0,40 4,48

18 50 27 9 17 31 26 14 72 20 28 10 11 8 11 7 1,55 1,87 0,98 0,89 0,53 4,38

25 52 23 11 19 28 19 13 72 16 28 6 10 6 10 7 1,35 2,20 0,98 1,02 0,68 4,14

24 53 19 17 28 31 19 19 66 23 37 8 12 7 15 7 1,29 1,97 1,24 0,89 0,59 4,14

23 44 24 18 30 43 39 31 66 33 26 20 11 11 26 6 2,02 1,46 0,99 0,90 0,67 4,10

17 53 25 12 20 27 21 17 70 19 34 11 11 7 13 7 1,34 1,59 0,92 1,00 0,80 3,90

12 58 34 12 20 32 20 20 67 20 34 10 13 7 20 6 1,51 1,24 1,09 0,94 0,64 3,76

16 56 23 13 25 28 21 20 64 19 37 10 10 7 19 7 1,39 1,98 0,91 1,10 0,81 3,67

18 54 29 15 16 24 17 18 68 13 37 7 12 6 15 6 1,42 1,61 0,89 1,45 1,25 3,43

Indikatorwerte und Gesamtbewertung der Bundesländer 

(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, SUF, eigene Berechnung)

Rang 3  
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* Änderungsfaktor der Werte der in Deutschland Geborenen 

im Vergleich zu denen der selbst Zugewanderten
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14 Prozent im öffentlichen Dienst beschäf-

tigt, und zehn Prozent arbeiten in Vertrau-

ensberufen. Bis auf den letzten Indikator, bei 

dem Berlin noch etwas besser dasteht, liegen 

die neuen Bundesländer hier  jeweils an der 

Spitze. Selbst die Hausfrauenquote ist mit 22 

Prozent nirgendwo sonst so niedrig. 

Sehr gut fallen für Ostdeutschland auch 

die Vergleiche von erster und zweiter 

 Migrantengeneration aus. Die in Deutschland 

geborenen Kinder von Migranten halten nicht 

nur den hohen Bildungsstandard ihrer Eltern. 

Sie haben auch doppelt so häufig wie diese 

die deutsche Staatsbürgerschaft und leben 

fast zweimal so oft in bikulturellen Ehen. 

Die in Deutschland Geborenen sind weniger 

als halb so häufig wie ihre Eltern von öffent-

lichen Leistungen  abhängig.

 Bayern

Bayern hat einen Migrantenanteil von 18 

Prozent und lässt damit Bundesländer wie 

Schleswig-Holstein, das Saarland, Nieder-

sachsen oder Rheinland-Pfalz hinter sich. Die 

größte Gruppe bilden mit 26 Prozent Aus-

siedler, gefolgt von Menschen mit Herkunft 

aus den Weiteren Ländern der EU-25 (18 

Prozent). Die türkische Herkunftsgruppe ist 

mit 16 Prozent relativ klein.

Bayern punktet vor allem durch seinen sehr 

guten Arbeitsmarkt. Die Erwerbspersonen-

quote der Migranten ist mit 72 Prozent bun-

desweit die höchste. Erwerbslosenquote und 

Jugenderwerbslosenquote gehören zu den 

niedrigsten. Auch die Hausfrauenquote unter 

Migranten ist mit 28 Prozent relativ niedrig. 

Die florierende Wirtschaft Bayerns zieht gut 

qualifizierte Zuwanderer an: Der Anteil von 

Migranten ohne Bildungsabschluss gehört 

mit neun Prozent zu den bundesweit nied-

rigsten. Eher schlecht schneidet der Freistaat 

in Sachen höherer Bildung ab. Der Anteil 

der 16- bis 20-jährigen Migranten, die eine 

gymnasiale Oberstufe besuchen, ist mit nur 

17 Prozent nach dem Saarland der zweitnied-

rigste. Nur 26 Prozent der 20- bis 39-Jährigen 

verfügen über die Hochschulreife. Allerdings 

müssen diese Werte vor dem Hintergrund 

gesehen werden, dass die Abiturientenquote 

in Bayern auch für Einheimische im Bun-

desländervergleich niedrig ist. Der Freistaat 

bringt generell nur wenige Schüler zur Hoch-

schulreife und wirbt sein qualifiziertes Perso-

nal häufig anderswo an. Wohl auch deshalb 

verändern sich die Qualifikationen von der 

ersten zur zweiten Generation der Migranten 

kaum.

Rang 4  

Aussiedler haben die besten Jobs im Osten 

Deutschlands

In den neuen Bundesländern üben Aussiedler – so-

fern sie angesichts der schwierigen Arbeitsmarktlage 

überhaupt beschäftigt sind – ebenso häufig einen 

sozial verantwortungsvollen und angesehenen Beruf 

aus wie Einheimische. Auch Berlin schneidet mit 13 

Prozent Aussiedlern in Vertrauensberufen recht gut 

ab. Im Saarland ist der Anteil am geringsten. Perso-

nen mit türkischem  Migrationshintergrund sind weit 

seltener in solchen Positionen zu finden. 

Anteil Erwerbstätige in Vertrauensberufen im 

Alter von 15 bis 64 Jahren, nach ausgewählten 

Herkunftsgruppen und Bundesländern in Prozent

(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, SUF, 

eigene Berechnung)
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 Baden-
Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen

Baden-Württemberg und Nordrhein-West-

falen sind mit zehn respektive 17 Millionen 

Einwohnern demografische Schwergewichte. 

Im Integrationsvergleich liegen sie punkt-

gleich im Mittelfeld.

Mit 24 Prozent hat Baden-Württemberg den 

höchsten Migrantenanteil aller Flächenländer. 

Über Jahrzehnte hat eine blühende Industrie 

Zuwanderer angezogen – entsprechend gut 

ist die Integration in den Arbeitsmarkt. Die 

Erwerbslosenquote ist vergleichsweise nied-

rig, die Erwerbspersonenquote hoch, und 

selbst die Hausfrauenquote gehört mit 28 

Prozent zu den niedrigsten der Bundesländer. 

Ähnlich schlecht wie Bayern schneidet 

Baden-Württemberg bei den Bildungsindi-

katoren ab. Dieser Makel ist auch den guten 

Beschäftigungsmöglichkeiten geschuldet, 

die lange ohne hohe Qualifikation ein gutes 

Einkommen garantiert haben. Folglich sind 

auch die Selbstständigenquote und der 

Mi grantenanteil in Vertrauensberufen mit 

jeweils sechs Prozent niedrig. Positiv entwi-

ckelt sich das familiäre Zusammenwachsen 

von Migranten und Einheimischen. Der Anteil 

bikultureller Ehen ist zwar mit insgesamt 23 

Prozent relativ gering, hat sich in der zweiten 

Generation im Vergleich zur ersten aber mehr 

als verdoppelt. 

Das bevölkerungsreichste Bundesland Nord-

rhein-Westfalen beherbergt rund vier Milli-

onen Menschen mit Migrationshintergrund, 

das ist absolut die größte Zahl von Migranten 

und entspricht 23 Prozent der Bevölkerung. 

Dabei stellen in dem ehemaligen Schwer-

industrieland, das in den 1960er Jahren viele 

Gastarbeiter für seine Kohlegruben und Stahl-

hütten benötigte, Menschen türkischer Her-

kunft mit 24 Prozent die zweitgrößte Gruppe 

– nach den Aussiedlern mit 28 Prozent. Nur in 

der Hauptstadt Berlin ist der türkische Bevöl-

kerungsanteil an den Migranten ähnlich hoch. 

Nordrhein-Westfalen bürgert recht erfolg-

reich ein: 53 Prozent aller Menschen mit 

Migrationshintergrund haben bereits die 

deutsche Staatsangehörigkeit. Auch der 

Anteil von Migranten im öffentlichen Dienst 

liegt mit zwölf Prozent relativ hoch. Der An-

teil bikultureller Ehen bewegt sich insgesamt 

auf einem sehr niedrigen Niveau von nur 19 

Prozent, auch wenn er sich in der zweiten 

Generation verdoppelt hat. 

Die nordrhein-westfälischen Migranten sind 

im Mittel schlecht gebildet. Der schleppende 

Strukturwandel hat wenige gut qualifizierte 

Zuwanderer angelockt und die ansässigen 

Migranten offenbar kaum zu verstärkten 

Bildungsanstrengungen motiviert. Nur 19 

Prozent der über 30-jährigen Migranten 

verfügen über eine Hochschulqualifikation. 

17 Prozent haben keinerlei Schul- oder Aus-

bildungsabschluss, ein Wert, der nur in Berlin 

noch höher ist. Verbesserungen lassen sich 

aber für die Generation der in Deutschland 

geborenen Migranten erkennen – unter ihnen 

ist der Anteil von Menschen mit Abitur deut-

lich höher als unter den  Zugewanderten.

Rang 5  

Anteil von Personen von im Alter von 15 bis 64 

Jahren, die vorwiegend von öffentlichen Leistun-

gen abhängig sind, nach Herkunftsgruppe und 

 Bundesländern in Prozent

(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, SUF, eigene 

Berechnung)

In Bayern muss der Staat am wenigsten 

helfen

Bayern schneidet im Integrationsvergleich gut ab, 

weil viele der Zugewanderten aus den Weiteren 

Ländern der EU-25 kommen. Aber auch türkische 

Migranten und Aussiedler finden im Freistaat gute 

wirtschaftliche Bedingungen. Während in Berlin 

erschreckende 31 Prozent der Aussiedler und 26 Pro-

zent der türkischen Migranten auf öffentliche Leistun-

gen angewiesen sind, liegt die Quote in Bayern nur 

bei etwa zehn Prozent. Auffällig ist, dass Aussiedler 

trotz ihres viel besseren Bildungsstandes fast ebenso 

häufig von öffentlichen Leistungen abhängig sind 

wie Türkischstämmige. Das liegt vermutlich daran, 

dass Aussiedler sofort nach der Einreise rechtlich mit 

Einheimischen gleichgestellt werden und somit leich-

teren Zugang zu öffentlichen Leistungen haben. 
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 Berlin

Die Bundeshauptstadt, von deren Bevölke-

rung 23 Prozent einen Migrationshintergrund 

besitzen, ist in mehrfacher Hinsicht ein Son-

derfall: Auf der einen Seite leben nirgendwo 

sonst so viele gering qualifizierte Migranten, 

auf der anderen Seite gibt es hier auch eine 

Bildungselite. Dramatisch ist die Situation 

im Hinblick auf gering gebildete Migranten: 

18 Prozent, also fast ein Fünftel, verfügen 

weder über einen schulischen noch über 

einen beruflichen Abschluss. Die Erwerbs-

losenquote der Migranten ist nach jener der 

neuen Bundesländer die zweithöchste, sie 

erreicht bedrückende 31 Prozent. Allerdings 

liegt diese Ziffer mit 16 Prozent auch bei den 

einheimischen Berlinern sehr hoch. 

Diese bedenklichen Werte hängen erstens 

mit der speziellen Zuwanderungsgeschichte 

Berlins zusammen: Mit 24 Prozent ist der 

Anteil türkischer Zugewanderter wie in Nord-

rhein-Westfalen bundesweit am höchsten, 

während der Aussiedleranteil mit nur 14 Pro-

zent am niedrigsten ist. Da türkische Migran-

ten die schlechtesten Integrationsergebnisse 

vorweisen, wirkt sich dies zwangsläufig auf 

die Integrationsbewertung von Berlin aus. 

Zweitens tragen auch der noch immer nicht 

vollendete wirtschaftliche Strukturwandel 

und die insgesamt schlechte wirtschaftliche 

Entwicklung der Hauptstadt zu der düsteren 

Bilanz bei. Nach der Wende brachen mehr 

als hunderttausend vielfach subventionierte 

Industriearbeitsplätze weg, die einst viele 

türkische Gastarbeiter angezogen hatten. Das 

ist ein Grund dafür, dass über 26 Prozent aller 

Berliner Migranten von öffentlichen Leistun-

gen abhängen. Aber auch die Einheimischen 

hängen dreieinhalb Mal so häufig an öffent-

lichen Leistungen wie in Bayern oder Baden-

Württemberg, die bei diesem Indikator am 

besten dastehen.

Neben den gering Qualifizierten hat es auch 

viele sehr gut ausgebildete Migranten in die 

Stadt gezogen. Berlin ist mit vier Universitä-

ten und zahlreichen Fachhochschulen und 

Forschungseinrichtungen einer der wich-

tigsten Bildungs- und Forschungsstandorte 

Deutschlands. Zudem gilt die Hauptstadt 

als tolerant und kulturell vielfältig.32 43 

Prozent der in Berlin lebenden Migranten 

haben Abitur, 39 Prozent verfügen über einen 

Hochschulabschluss. Bei diesen Indikatoren 

belegt Berlin mit weitem Abstand Rang eins. 

Hoch ist auch der Anteil von Migranten in 

Vertrauensberufen und im öffentlichen Dienst 

(jeweils elf Prozent). 

 Rheinland-Pfalz

Rheinland-Pfalz hat mit 17 Prozent deutlich 

weniger Migranten als die Stadtstaaten oder 

die großen süddeutschen Bundesländer. Es 

überwiegen die Aussiedler (29 Prozent) und 

Menschen türkischer Herkunft (17 Prozent), 

gefolgt von Migranten aus den Weiteren 

Ländern der EU-25 (13 Prozent). Letzteres 

dürfte der Grenzlage des Bundeslandes zu 

Frankreich, Belgien und Luxemburg geschul-

det sein. Rheinland-Pfalz gehört zu jenen 

Bundesländern, die nur bei sehr wenigen 

 Indikatoren gute Werte erreichen. Positiv 

ist der relativ geringe Anteil von öffent-

lichen Leistungen abhängiger Migranten (13 

 Prozent). 

Generell ist der Bildungsstand der Migranten 

gering, was unter anderem darauf zurückzu-

führen ist, dass es in Rheinland-Pfalz kaum 

größere Hochschulen gibt, die Bildungs-

wanderer anziehen könnten. Auch unter den 

Einheimischen finden sich nur wenige Abitu-

rienten und Akademiker. Unter den Migranten 

verfügen nur 27 Prozent über die Hochschul-

reife, das ist der bundesweit geringste Wert. 

Sowohl bei der Abiturienten- als auch bei 

der Erwerbslosenquote und dem Anteil der 

Menschen, die von öffentlichen Leistungen 

abhängen, verbessert sich von der ersten zur 

zweiten Migrantengeneration kaum etwas. 

Insgesamt liegt deshalb die Integration von 

Migranten in Rheinland-Pfalz auf einem nied-

rigen Niveau.

 Schleswig-
Holstein

Mit nur zwölf Prozent hat das norddeut-

sche Schleswig-Holstein den geringsten 

Migrantenanteil aller Bundesländer. Aus-

siedler stellen darunter mit 30 Prozent die 

mit Abstand größte Gruppe. Migranten aus 

den Weiteren Ländern der EU-25 machen 

erhebliche 18 Prozent aus, Personen türki-

scher Abstammung stellen nur 16 Prozent. 

Der hohe Migrantenanteil aus den Weiteren 

Ländern der EU-25 dürfte einerseits dem zu 

Schleswig-Holstein gehörenden Speckgürtel 

Hamburgs zuzuschreiben sein, in dem viele 

hoch Qualifizierte, darunter auch eingewan-

derte Erwerbstätige, mit Arbeitsplätzen in 

Hamburg leben. Andererseits wohnen im 

dänischen Grenzgebiet Personen aus dem 

nördlichen Nachbarland. Über die Hälfte der 

Migranten in Schleswig-Holstein – 58 Prozent 

– haben einen deutschen Pass, so viele wie in 

keinem anderen Bundesland.

Vergleichsweise wenige Migranten bedeu-

ten – anders als in Ostdeutschland – nicht 

automatisch gute Integrationserfolge, eher 

im Gegenteil: Die Situation der Migranten in 

Schleswig-Holstein ist noch ein wenig prekä-

rer als die ohnehin schon unzureichende Lage 

in Rheinland-Pfalz. Auch Schleswig-Holstein 

ist ein Land ohne größere Hochschul- oder 

Forschungsstandorte, was zu einem geringen 

Akademikeranteil bei Einheimischen und Mi-

granten führt. Allerdings sind mit 20 Prozent 

deutlich mehr Migranten von öffentlichen 

Leistungen abhängig als in dem südwest-

deutschen Vergleichsland. 

Rang 7  

Rang 8  

Rang 9  
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 Niedersachsen/
Bremen

Die zusammengefasste Region Nieder-

sachsen/Bremen vereint rund 8,5 Millionen 

Menschen, von denen 16 Prozent einen 

Migrationshintergrund haben. 32 Prozent 

aller Migranten sind Aussiedler – das ist der 

bundesweit höchste Anteil. Unter anderem 

deshalb haben beachtliche 56 Prozent der in 

Niedersachsen und Bremen lebenden Mig-

ranten die deutsche Staatsangehörigkeit.

Bei allen anderen Indikatoren schneidet 

 Niedersachsen/Bremen hingegen mittel-

mäßig bis schwach ab. 13 Prozent der Mi-

granten haben keinen Bildungsabschluss, 

ihre Erwerbslosenquote liegt bei 20 Prozent. 

Die Erwerbspersonenquote, also der Anteil 

jener Migranten im erwerbsfähigen Alter, die 

einer Arbeit nachgehen oder eine solche su-

chen, erreicht mit 64 Prozent den geringsten 

Wert aller betrachteten Regionen. 37 Prozent 

der Frauen im erwerbsfähigen Alter stehen 

nach der Hausfrauenquote dem Arbeitsmarkt 

nicht zu Verfügung.

Nur sieben Prozent der erwerbstätigen 

Migranten arbeiten in Vertrauensberufen, 

fast 20 Prozent sind hingegen vorwiegend 

von öffentlichen Leistungen abhängig. Auch 

in der kulturellen Annäherung kommen die 

Menschen in Niedersachsen/Bremen kaum 

voran – nur 23 Prozent aller verheirateten 

Migranten führen eine Partnerschaft mit 

einer Person ohne Migrationshintergrund, 

das ist bundesweit der drittniedrigste Wert. 

Die zweite Generation kann sich im Vergleich 

zur ersten bei den Bildungs- und Arbeits-

marktindikatoren nicht verbessern – ihre 

Erwerbslosenquote steigt sogar über jene der 

selbst  Zugewanderten. 

 Saarland

Das kleinste Flächenland Deutschlands mit 

seinen rund eine Million Einwohnern war 

jahrzehntelang von Kohle und Stahl geprägt. 

Der wirtschaftliche Strukturwandel war erst 

in den 1990er Jahren weitgehend abge-

schlossen, als die neu angesiedelte Automo-

bilindustrie Arbeitsplätze schuf und die jah-

relange Abwanderung aus der Region stopp-

te. Heute haben 17 Prozent der Saar länder 

einen Migrationshintergrund. 27 Prozent der 

Migranten sind Aussiedler, 22 gehören zur 

Gruppe der südeuropäischen Migranten – der 

mit Abstand höchste Wert aller Bundeslän-

der. Letztere waren die ersten Arbeitsmigran-

ten in der Schwerindustrie der 1950er und 

1960er Jahre – und viele blieben auch, als es 

mit Kohle und Stahl abwärts ging.

Der Bildungsstand der Migranten im Saarland 

ist ausgesprochen schlecht. 15 Prozent ver-

fügen über keinerlei Bildungsabschluss – nur 

Berlin und Nordrhein-Westfalen erzielen 

hier noch schlechtere Ergebnisse. Lediglich 

24 Prozent der 20- bis 39-Jährigen haben 

die Hochschulreife. Auch der Nachwuchs 

verspricht hier keine Verbesserung. Denn 

nirgendwo sonst in Deutschland besuchen 

so wenige der 16- bis 20-jährigen Migranten 

eine gymnasiale Oberstufe: gerade einmal 

16 Prozent. Es ist anzunehmen, dass der 

geringe Bildungsstand in der industriellen 

Vergangenheit des Landes wurzelt, als eine 

höhere Schulbildung zum Geldverdienen 

nicht unbedingt erforderlich war. Auch ein-

heimische Saarländer verfügen nur über ein 

geringes Qualifikationsniveau: Drei Prozent 

von ihnen besitzen keinen Bildungsabschluss, 

nur 15 Prozent haben eine akademische Aus-

bildung absolviert. Mit diesem Wert würden 
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Prozent

Baden-Württemberg 100 30 18 4 2 26 1 20 16 28

Bayern 100 26 17 6 3 22 1 15 11 21

Berlin 100 38 25 5 4 37 2 44 19 33

Hamburg 100 38 25 6 3 31 2 38 24 35

Hessen 100 29 18 3 3 28 1 22 20 31

neue Bundesländer 100 26 36 36 1 29 1 19 – 22

Niedersachsen/Bremen 100 30 18 5 6 32 2 25 19 29

Nordrhein-Westfalen 100 35 15 4 4 34 2 27 23 34

Rheinland-Pfalz 100 29 18 9 3 29 1 22 15 27

Saarland 100 26 11 5 5 45 3 15 – 32

Schleswig-Holstein 100 34 25 7 3 26 2 26 6 27

Schüler 

der 

gymnasialen 

Oberstufe

deutsche 

Staats-

bürger-

schaft

bikultu-

relle 

Ehe

ohne 

Bildungs-

abschluss

Die Integration der 

größten Migranten-

gruppen – Türken und 

Aussiedler

Ausgewählte Indikatorwerte der Bundesländer

Rang 10  Rang 11  
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die einheimischen Saarländer auf dem letzten 

Platz eines entsprechenden Bundesländer-

vergleichs landen.

Die Selbstständigenquote unter Migranten 

liegt an der Saar bei nur sieben Prozent. Die 

von Großunternehmen geprägte Wirtschafts-

struktur des Landes hat offenbar kaum eine 

Kultur der Selbständigkeit entstehen lassen. 

Lediglich der Anteil der im öffentlichen Dienst 

beschäftigten Migranten ist mit zwölf Prozent 

als gut zu bezeichnen. Die Abhängigkeit von 

öffentlichen Leistungen und die Erwerbs-

losenquote liegen in der zweiten Generation 

von Migranten sogar deutlich höher als in 

der ersten. Die Situation der Migranten ver-

schlechtert sich somit im Saarland, während 

sie sich im Bundesmittel verbessert. Alles in 

allem steht es um die Integration nirgendwo 

so schlecht wie im Saarland. 

An der Saar hat fast die Hälfte aller  türkischen Migranten keinen 

Abschluss

Das jeweilige Bildungssystem wie auch die Attraktivität eines Bundeslandes 

für gut qualifizierte Zuwanderer bestimmen das regionale Bildungsniveau. Im 

Saarland, in dem über 45 Prozent der Türkisch stämmigen keinerlei Bildungs-

abschluss haben, und auch die Einheimischen und die Aussiedler vergleichs-

weise schlecht qualifiziert sind, ist das Niveau besonders niedrig. Obwohl Per-

sonen mit türkischem Migrationshintergrund überall den niedrigsten Bildungs-

stand aufweisen, finden sie in Bayern wesentlich bessere Bedingungen vor. 
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Prozent

28 11 39 15 9 21 10 18 5 78 65 76 16 41 20 5 5 11 13 6 18 7 2 17 8 12 4

24 10 33 18 11 18 14 17 6 78 65 76 17 44 21 4 8 12 14 7 19 8 3 16 11 10 4

47 17 51 27 17 31 27 40 16 71 61 75 14 33 11 12 12 14 14 9 24 13 6 23 26 31 14

41 15 56 21 19 29 14 24 9 70 57 78 20 37 17 9 8 13 10 9 17 8 4 20 15 17 9

30 13 45 20 19 24 12 22 7 73 64 75 20 42 21 5 9 11 15 8 21 9 6 19 11 16 5

29 9 29 20 15 15 42 43 18 73 81 77 15 38 11 8 26 10 14 2 20 15 5 15 41 41 15

22 14 35 15 8 17 18 26 9 74 56 73 22 55 23 5 6 10 13 4 21 8 2 16 15 24 8

29 17 45 12 10 19 15 24 8 74 57 72 23 56 25 5 6 10 15 10 23 7 4 18 12 15 7

20 9 35 16 12 18 15 16 7 77 62 75 19 58 23 6 10 10 12 4 22 6 3 17 11 13 6

22 5 36 13 – 15 13 28 10 77 59 71 24 63 27 2 3 10 11 1 20 5 1 16 10 15 8

29 14 32 16 15 17 18 23 9 70 66 74 27 47 23 8 8 11 17 9 22 5 4 18 16 20 8

Abhängige 

von

öffentlichen 

Leistungen

Vertrauens-

berufe

Beschäftigte 

im 

öffent lichen 

Dienst

Selbst-

ständige

Hausfrauen-

quote

Erwerbs-

personen

Erwerbs-

losen-

quote

AkademikerHochschul-

reife

(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, SUF, eigene Berechnung)
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Anteil der Personen 

ohne schulischen 

oder beruf lichen Bil-

dungsabschluss an  allen 

20- bis 64-Jährigen für 

verschiedene Herkunfts-

gruppen nach Bundes-

ländern in Prozent

(Datengrundlage: 

Mikrozensus 2005, SUF, 

 eigene Berechnung)
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In den 20 größten Städten Deutschlands 

leben zusammen knapp 16 Millionen Men-

schen, das entspricht etwa einem Fünftel der 

deutschen Bevölkerung. Von den Bewohnern 

dieser Städte haben wiederum rund 25 

Prozent einen Migrationshintergrund – unge-

fähr vier Millionen Menschen. Es gibt keine 

westdeutsche Großstadt über 300.000 

Einwohner, in der Migranten deutlich weni-

ger als ein Fünftel der Bevölkerung stellen. 

Den höchsten Anteil an Migranten erreichen 

Frankfurt am Main, Stuttgart und Nürnberg 

– mehr als ein Drittel der dort Lebenden ist 

nicht-deutscher Herkunft. Doch selbst in 

den sächsischen Metropolen Dresden und 

 Leipzig, die in den ansonsten an Migranten 

armen neuen Bundesländern liegen, haben 

bereits etwa zehn Prozent der Einwohner 

einen Migrationshintergrund. 

 STÄDTE IM 
INTEGRATIONSVERGLEICH

Ein Großteil der Menschen mit Migrationshintergrund lebt in Deutschlands Städten. Das 

Berlin-Institut hat deshalb 20 Städte beziehungsweise Stadtregionen mit über 300.000 

Einwohnern gesondert mit Hilfe des IMI verglichen. Um die nötige Städteauswertung 

vornehmen zu können, wurde diese nicht wie die übrigen Auswertungen der Studie mit 

dem leichter zugänglichen Scientific-Use-File des Mikrozensus 2005 vorgenommen, son-

dern mit dem sogenannten Grundfile (GF), welches mehr Fälle und Variable enthält.33 

Aufgrund der Verwendung unterschiedlicher Datensätze sind für Hamburg und Berlin, die 

sowohl im Bundesländer- als auch im Städtevergleich vorkommen, leicht unterschied-

liche Indikatorwerte möglich. Da die Fallzahlen dennoch nicht ausreichen, um auch für 

Städte dynamische Indikatoren zu berechnen, gehen in den Vergleich nur die 15 Quer-

schnittsindikatoren und zusätzlich der Gewichtungsindikator „Migrantenanteil an allen 

Einwohnern“ ein. 

Unterschiedlicher Migranten-Mix

Die Zusammensetzung der Migranten variiert 

von Großstadt zu Großstadt noch stärker als 

auf Ebene der Bundesländer. Anders als dort 

stellen in der Mehrzahl der Städte Aussiedler 

nicht die größte Gruppe. In zehn Städten sind 

die Türkischstämmigen in der Mehrheit, in 

München die Migranten aus den Weiteren 

Ländern der EU-25.

Aussiedler leben häufiger auf dem Land und 

in kleineren Städten, während sich türkische 

Migranten in den Großstädten konzentrieren. 

Ihr Anteil ist vor allem in den nordrhein-

westfälischen Städten hoch: In Duisburg 

sind 48, in Köln 37 Prozent aller Migranten 

türkischstämmig. In Bielefeld und Dortmund 

liegt der Anteil bei knapp 30 Prozent, ebenso 

in der Hansestadt Bremen. 

In sechs der 20 Städte machen türkische 

Migranten und Aussiedler zusammen mehr 

als die Hälfte aller Migranten aus. Am we-

nigsten divers ist die Bevölkerung mit Mi-

grationshintergrund in Duisburg. Die besteht 

zu zwei Dritteln aus Türkischstämmigen und 

Aussiedlern. Im Gegensatz dazu setzen sich 

die Migranten in Frankfurt am Main, aber 

auch in Dresden und Leipzig fast gleichmäßig 

aus Angehörigen verschiedener Herkunfts-

gruppen zusammen. 

Die Ursache dieser unterschiedlichen 

Mischung dürfte zum einen in der Zuwan-

derungsgeschichte liegen: In die einstigen 

Schwerindustriestädte wanderten viele tür-

kische Migranten ein. Die meisten von ihnen 

und ihre Nachkommen blieben auch, als die 

Jobs verschwanden und die Arbeitslosigkeit 

stieg, während andere Gruppen in Regionen 

mit einer besseren Arbeitsmarktlage weiter-

zogen – oder zurück in ihre Heimat gingen. 

Zum anderen gründet die jeweilige Mischung 

auch auf der wirtschaftlichen Entwicklung 

der jüngeren Vergangenheit: Wo attraktive 

und gut bezahlte Arbeitsplätze entstanden 

sind, wie in der Forschungsstadt München, 

sammeln sich Migranten aus den Weiteren 

Ländern der EU-25.
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Türkischstämmige finden sich eher 

in Duisburg,  afrikanische Migranten in 

Bonn und Frankfurt

Während in Duisburg, Köln oder Berlin die  türkischen 

 Migranten dominieren, sind in  München Zuge-

wanderte aus den Weiteren Ländern der EU-25 am 

 häufigsten. Frankfurt und Stuttgart haben mit 38 

respektive 36 Prozent die höchsten Migrantenanteile 

unter den deutschen Großstädten. In Berlin haben 

lediglich 22 Prozent aller Personen ausländische 

Wurzeln. Der vergleichsweise geringe Anteil liegt 

an den nach wie vor niedrigen Migrantenzahlen im 

Osten der Stadt. Obwohl Berlin häufig als größte 

„türkische“ Stadt außerhalb der Türkei bezeichnet 

wird, haben nur sechs Prozent aller Berliner einen 

türkischen Migrationshintergrund. Köln und Duisburg 

sind wesentlich stärker türkisch geprägt.

Berlin

Hamburg

Bremen

Hannover

Duisburg

Düsseldorf
Köln

Dortmund

Wuppertal
Bochum/Herne

Essen

Bonn

Frankfurt

Mannheim/
Heidelberg

Stuttgart

München

Nürnberg

Bielefeld

Dresden

Leipzig

Anteile der Herkunftsgruppen 

an allen Migranten in Prozent

Aussiedler 

Türkei

Weitere Länder der EU-25

Südeuropa

ehemaliges Jugoslawien

Ferner Osten

Naher Osten

Afrika

Sonstige

Herkunft

(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, 

GF, eigene Berechnung)

Bevölkerungsanteil aller 

Menschen mit Migrations -

hintergrund in Prozent 
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Bereich Assimilation

In  manchen Städten hat bereits mehr 
als die Hälfte der Migranten einen 
 deutschen Pass

Dort, wo viele Aussiedler leben, die mit der 

Einreise bereits Anspruch auf die deutsche 

Staatsbürgerschaft haben, ist der Anteil an 

Eingebürgerten besonders hoch. In Essen, 

Bielefeld und Bochum/Herne sind etwa 30 

Prozent aller Migranten Aussiedler, mehr als 

in den anderen untersuchten Städten. In fünf 

der neun betrachteten Städte Nordrhein-

Westfalens haben über 50 Prozent der Bürger 

mit Migrationshintergrund einen deutschen 

Pass. Dahinter steht allerdings auch die ver-

gleichsweise liberale Einbürgerungspolitik 

dieses Bundeslandes. 

In den migrantenreichsten deutschen 

Städten Frankfurt und Stuttgart verfügen 

weniger als 40 Prozent der Zugewanderten 

über die deutsche Staatsbürgerschaft. Der 

Aussiedleranteil unter den Migranten liegt 

dort nur bei 13 respektive zehn Prozent. Die 

geringsten Anteile eingebürgerter Migranten 

haben München und Leipzig. Viele der in 

Leipzig lebenden Zugewanderten haben 

afrikanische, nah- oder fernöstliche Wurzeln 

und sind häufig noch nicht allzu lange im 

Land, was eine Ursache für die geringe Ein-

bürgerungsquote sein dürfte. In München 

wohnen vergleichsweise viele Personen aus 

den Weiteren Ländern der EU-25, für die eine 

Einbürgerung aufgrund der weitgehenden 

rechtlichen Gleichstellung mit Einheimischen 

nicht sonderlich attraktiv ist.

Diese unterschiedliche Zusammensetzung 

spiegelt sich auch in den Eheschließungen 

wider: In der bayerischen Hauptstadt leben 

mit 26 Prozent sehr viele der verheirateten 

Migranten in bikulturellen Partnerschaften. 

In den Ruhrgebietsstädten Dortmund (13 

Prozent) und Duisburg (16) hingegen ist der 

Anteil bikultureller Ehen gering, denn die dort 

dominierenden Türkischstämmigen heiraten 

meist  untereinander. 

Bereich Bildung

Dienstleistungsmetropolen vorn

Im Hinblick auf die Bildung der Migranten, 

gemessen an den drei Indikatoren Schüler 

der gymnasialen Oberstufe, Personen mit 

(Fach-)Hochschulreife und Akademiker, lie-

gen Bonn, Düsseldorf und München an der 

Spitze der untersuchten Großstädte. Um die 

50 Prozent aller Migranten haben dort Abitur, 

zwischen 32 und 40 Prozent von ihnen sind 

Akademiker. Auch die Jüngeren scheinen gut 

in das Bildungssystem integriert – etwa ein 

Drittel der Schüler mit Migrationshintergrund 

lernt an der gymnasialen Oberstufe. Insge-

samt ziehen Städte mit moderner Dienst-

leistungswirtschaft qualifiziertere Menschen 

an – Einheimische wie Migranten. Und sie 

motivieren auch das Bildungsstreben der 

jüngeren Generation. 

Sehr gute Bildungswerte erreichen auch die 

beiden Großstädte der neuen Bundesländer, 

Dresden und Leipzig. Beim Indikator „ohne 

Bildungsabschluss“ muss sogar auf eine 

Auswertung verzichtet werden, weil die Fall-

zahl der Migranten dieser Kategorie in der 

Stichprobe des Mikrozensus zu gering ist. In 

beiden sächsischen Städten verfügt mehr als 

die Hälfte der Migranten über Abitur und über 

einen Hochschulabschluss – in Nürnberg 

und Duisburg ist es hingegen nur ein Viertel. 

Sehr gering ist in den beiden ostdeutschen 

Städten allerdings der Anteil von Schülern 

mit Migrationshintergrund an der gymna-

sialen Oberstufe. Offensichtlich sind viele der 

dortigen Migranten bereits mit Abitur zuge-

wandert, unter anderem, um in Sachsen zu 

studieren, während die Kinder der ansässigen 

Migranten selten in der gymnasialen Ober-

stufe zu finden sind. 

Generell ist die Zuwanderungsbevölkerung 

im Westen weit stärker gespalten als im 

 Osten. In vielen West-Städten steht einem be-

achtlichen Anteil höher gebildeter Migranten 

eine enorme Gruppe ungebildeter Menschen 

gegenüber: In München sind neun Prozent, in 

Frankfurt, Hamburg und Stuttgart 13 Prozent 

der Zugewanderten ohne jeden Bildungsab-

schluss. Solche Zahlen kennzeichnen eine bis 

heute verfehlte Zuwanderungs- und Integra-

tionspolitik. Besonders schlecht steht es um 

die Bildung eines großen Teils der Migranten 

in vielen nordrhein-westfälischen Städten. In 

Dortmund, Wuppertal und Bielefeld sind 18 

Prozent, in Köln 20 und in Duisburg sogar 22 

Prozent der Migranten ohne jeden Abschluss. 

Die Halbmillionenstadt an der Ruhr plagen 

unter allen untersuchten Städten die größten 

Probleme im Hinblick auf den Bildungsstand 

ihrer Migrantenbevölkerung. Duisburg hat 

nicht nur den höchsten Anteil gering Gebil-

deter, die alte Industriemetropole liegt auch 

beim Abiturientenanteil auf dem vorletzten 

und beim Akademikeranteil auf dem letzten 

Platz. Für die Zukunft lässt lediglich der An-

teil von Schülern mit Migrationshintergrund 

an der gymnasialen Oberstufe hoffen, der 

mit 37 Prozent etwa so hoch ist wie unter 

 Einheimischen. 
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Bereich Arbeitsmarkt

Eine gute Beschäftigungssituation für 
Einheimische hilft auch den Migranten

Bei den Arbeitsmarktindikatoren liegen 

 München, Frankfurt und Bonn im Durch-

schnitt vorn – Städte mit hoher Wirtschafts-

kraft und niedriger Arbeitslosigkeit. Die 

Erwerbspersonenquote der Migranten, also 

jener Anteil, der dem Arbeitsmarkt tatsäch-

lich zur Verfügung steht, erreicht in München 

den Spitzenwert von 72 Prozent. In Bremen, 

Bochum/Herne und Duisburg, Städten also, 

die den Strukturwandel noch immer nicht 

bewältigen konnten, haben Migranten auf 

dem Arbeitsmarkt hingegen den schlechtes-

ten Stand. In Bremen und Bochum/Herne 

ist die Erwerbslosenquote der Migranten 

fast dreimal, in Duisburg zweimal so hoch 

wie in München. In Bremen und Bochum/

Herne stehen überhaupt nur 64 Prozent 

der Migranten im erwerbsfähigen Alter dem 

Arbeitsmarkt zur Verfügung. In Duisburg und 

Bochum/Herne hält sich fast die Hälfte aller 

weiblichen Migranten im Erwerbsalter vom 

Arbeitsmarkt fern.

Im Osten Deutschlands ist die Erwerbs- und 

Jugenderwerbslosigkeit generell hoch. Unter 

diesen schwierigen Bedingungen machen 

sich viele Migranten selbstständig – mög-

licherweise auch erleichtert durch ihren 

guten Bildungsstand. In Dresden und Leipzig 

erreicht die Selbstständigenquote der Mi-

granten 20 Prozent – annähernd ein doppelt 

so hoher Wert wie unter den Einheimischen. 

Auch in den Dienstleistungszentren  München, 

Frankfurt und Bonn kommen Migranten auf 

Selbstständigenquoten von 13 bis 14 Prozent 

und damit auf einen Wert, der ähnlich hoch 

ist wie bei den Einheimischen. In Industrie-

städten hingegen – im Ruhrgebiet, aber auch 

in Baden-Württemberg – machen sich we-

niger als zehn Prozent der Migranten selbst-

ständig. Stuttgart hat hier den gering sten 

Wert von nur sechs Prozent vorzuweisen. 

Offenbar zieht die baden-württembergische 

Landeshauptstadt Migranten vorwiegend als 

Arbeiter in die Industriebetriebe, zum Unter-

nehmertum regt sie aber kaum an. 

Im öffentlichen Dienst sind Migranten in 

Dresden und Leipzig, aber auch in Heidel-

berg/Mannheim und in Bielefeld recht gut 

vertreten. Dort sind jeweils mehr als 15 Pro-

zent der Erwerbstätigen mit Migrationshin-

tergrund öffentlich beschäftigt, ein Wert, der 

nicht allzu weit von dem der Einheimischen 

entfernt ist. In Duisburg, Dortmund oder 

Frankfurt liegt er weniger als halb so hoch 

wie bei der einheimischen Bevölkerung. Ganz 

am Ende der Skala findet sich Nürnberg, wo 

nur sieben Prozent der Migranten im öffent-

lichen Dienst arbeiten, was einem Drittel des 

Wertes unter den Einheimischen entspricht. 

Auch im Hinblick auf die Vertrauensberufe, 

in denen nur drei Prozent der Migranten tätig 

sind, erweist sich Nürnberg als eine Stadt mit 

einem für Migranten weitgehend verschlosse-

nen Arbeitsmarkt.

Bereich Soziale Absicherung 

Migranten in Leipzig, Dresden und 
in den  Stadtstaaten sind besonders 
häufi g vom Staat abhängig

Es ist kaum verwunderlich, dass Migranten in 

Städten mit guter Wirtschaftslage finanziell 

besser dastehen als anderswo. Das gilt vor 

allem für München, Stuttgart und Frankfurt. 

Da Menschen mit Migrationshintergrund dort 

auch vergleichsweise gut qualifiziert sind, 

erzielen sie im Durchschnitt die höchsten 

Einkommen. Und vergleichsweise wenige 

Migranten leben dort von öffentlichen Leis-

tungen – in Frankfurt 13, in Stuttgart elf und 

in München acht Prozent. Im Mittelfeld fin-

den sich viele nordrhein-westfälische Städte. 

Schlecht sieht es in Bremen, Berlin, Dresden 

und Leipzig aus, wo auch viele Einheimische 

von öffentlichen Leistungen abhängig und 

arbeitslos sind. Bei einer Abhängigkeitsquote 

unter Migranten zwischen 26 (Bremen und 

Berlin) und 41 Prozent (Leipzig) ist die dorti-

ge soziale Lage äußerst angespannt. Zudem 

erzielen Migranten in Bremen und Berlin im 

Durchschnitt die niedrigsten Einkommen.
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Spitzengruppe: München, Bonn, 
Frankfurt, Düsseldorf

Die prosperierenden Dienstleistungsmetro­
polen West- und Süddeutschlands liegen 
beim Integrationsvergleich vorn. Wegen ihrer 
modernen Wirtschaftsstruktur sind sie at­
traktiv für qualifizierte Zuwanderer verschie­
dener Herkunftsgruppen. Weil Kohle, Stahl 
oder Schiffbau dort nie eine Rolle spielten, 
ist der Anteil früh zugezogener, gering qualifi­
zierter Gastarbeiter niedrig. München, Bonn, 
Frankfurt und Düsseldorf erzielen im Schnitt 
bei allen Indikatoren die besten Werte. Diese 
vier Städte haben Migrantenanteile zwischen 
27 (Bonn) und 38 Prozent (Frankfurt). Die 
hessische Metropole ist gleichzeitig die 
deutsche Großstadt mit dem höchsten Anteil 
von Bürgern mit Migrationshintergrund. 

Die Spitzenreiter können durch gute Arbeits­
marktwerte punkten. Allerdings liegt die 
Erwerbslosenquote selbst in den bestplat­
zierten Städten doppelt bis drei Mal so hoch 
wie unter Einheimischen. In den vier Städten 
der Spitzengruppe stehen rund 70 Prozent 
aller Personen im erwerbsfähigen Alter dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung. Vor allem in 
Vertrauensberufen und unter den Selbststän­
digen finden sich viele Migranten. Insgesamt 
liegt in diesen Städten die Abhängigkeit 
von öffentlichen Leistungen am niedrigsten. 
München ist in diesem Punkt klarer Spitzen­
reiter: Nur acht Prozent der Migranten hängen 
von öffentlichen Leistungen ab, kaum mehr 
als die Einheimischen mit fünf Prozent. 

Städtewertung: 
Süddeutschland und 
Rheinland liegen vorn
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1 München 31 31 26 9 1 27 28 50 64 40 39 10 5 72 78 17 6 27 14 14 16 13 20 10 24 8 5 8 10 5,94

2 Bonn 27 54 23 13 1 36 37 55 77 32 44 19 4 67 72 14 14 35 21 13 10 15 38 12 29 13 3 7 9 5,75

3 Frankfurt 38 39 16 13 1 23 32 48 67 39 39 14 7 69 78 18 6 31 15 14 14 10 20 14 29 13 6 8 9 5,44

4 Düsseldorf 29 44 19 12 2 36 48 48 67 37 32 18 7 69 76 23 15 37 19 11 12 10 22 13 24 15 7 8 9 5,31

5 Dresden 10 37 45 1 1 13 17 72 51 60 30 39 13 70 76 34 14 20 8 20 11 15 25 12 18 30 11 7 7 4,88

6 Hamburg 24 49 23 14 2 26 35 39 56 31 29 17 8 66 78 24 11 31 17 11 13 9 17 7 20 18 9 7 8 4,81

6 Heidelberg/Mannheim 20 48 25 10 2 20 30 39 46 28 24 15 6 69 76 17 8 29 19 9 11 16 21 9 19 12 6 7 8 4,81

8 Stuttgart 36 38 17 13 1 26 32 37 67 28 38 14 5 71 77 16 7 31 17 6 14 12 21 6 22 11 5 8 9 4,75

9 Essen 18 59 23 12 2 25 38 28 41 21 18 17 7 70 72 23 8 36 27 13 11 13 22 6 17 16 6 7 8 4,69

10 Berlin 22 43 24 18 2 31 32 43 50 40 32 30 16 66 75 30 21 26 11 20 14 11 24 11 23 26 14 6 8 4,63

11 Hannover 29 44 15 9 1 36 30 40 62 27 34 21 10 61 76 12 12 40 15 7 10 14 27 7 23 22 8 7 8 4,56

11 Köln 29 41 17 20 1 32 30 39 65 27 31 23 8 65 77 26 10 39 19 12 13 13 22 9 23 18 7 7 9 4,56

13 Bielefeld 27 56 16 18 2 28 46 34 60 20 24 22 10 69 77 32 12 28 15 10 11 16 23 10 18 17 8 7 8 4,44

14 Leipzig 9 26 23 5 0 13 24 51 50 56 23 44 18 65 76 24 20 27 8 20 12 17 19 6 17 41 15 7 7 4,31

15 Wuppertal 29 54 22 18 3 26 41 33 39 21 17 21 12 63 73 19 22 38 19 10 9 12 21 8 17 17 9 7 8 4,25

16 Bremen 25 49 16 18 2 34 32 31 49 31 24 27 12 64 75 25 11 34 19 10 10 10 18 6 14 26 13 6 8 4,19

17 Bochum/Herne 22 55 19 17 2 33 38 37 51 19 19 27 11 64 70 27 12 45 30 9 8 14 28 7 16 18 9 7 8 4,13

17 Dortmund 26 49 13 18 2 29 29 32 50 17 18 22 12 66 72 16 17 40 24 9 9 11 25 8 18 19 9 7 8 4,13

17 Nürnberg 32 45 18 10 2 15 19 26 45 25 25 21 9 69 76 24 11 30 17 11 11 7 21 3 17 19 8 7 8 4,13

20 Duisburg 25 49 16 22 2 37 35 26 41 9 12 21 12 60 69 20 17 47 30 8 8 11 26 5 14 18 9 8 8 3,75

ohne 
Bildungs­
abschluss

(Fach-)
Hoch-
schulreife

Schüler 
der gymna­
sialen 
Oberstufe

Indikatorwerte und Gesamtbewertung

Ergebnisse der einzelnen 
Indikatoren des IMI für 
die 20 größten Städte
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Auch die Bildungswerte sind in diesen vier 

Städten relativ günstig. Zwar sind auch dort 

noch zwischen neun (München) und 13 

Prozent (Bonn und Frankfurt) der Migranten 

ganz ohne Bildungsabschluss, dafür liegt der 

Anteil von Akademikern mit 32 (Bonn) bis 

40 Prozent (München) sehr hoch. Dies ist 

ein Zeichen dafür, dass diese Städte für hoch 

qualifizierte Migranten attraktiv sind. Bei den 

jüngeren Migranten ist das Ergebnis stärker 

gemischt: Frankfurt und München schneiden 

mit 23 beziehungsweise 27 Prozent aller 

Schüler mit Migrationshintergrund an der 

gymnasialen Oberstufe eher mittelmäßig ab, 

Bonn und Düsseldorf hingegen erreichen mit 

36 Prozent Spitzenwerte. Diese Erfolgsquote 

ist dem nordrhein-westfälischen Bildungs-

system geschuldet, das vergleichsweise viele 

Jugendliche zur Hochschulreife führt. 
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40 39 10 5 72 78 17 6 27 14 14 16 13 20 10 24 8 5 8 10 5,94

32 44 19 4 67 72 14 14 35 21 13 10 15 38 12 29 13 3 7 9 5,75

39 39 14 7 69 78 18 6 31 15 14 14 10 20 14 29 13 6 8 9 5,44

37 32 18 7 69 76 23 15 37 19 11 12 10 22 13 24 15 7 8 9 5,31

60 30 39 13 70 76 34 14 20 8 20 11 15 25 12 18 30 11 7 7 4,88

31 29 17 8 66 78 24 11 31 17 11 13 9 17 7 20 18 9 7 8 4,81

28 24 15 6 69 76 17 8 29 19 9 11 16 21 9 19 12 6 7 8 4,81

28 38 14 5 71 77 16 7 31 17 6 14 12 21 6 22 11 5 8 9 4,75

21 18 17 7 70 72 23 8 36 27 13 11 13 22 6 17 16 6 7 8 4,69

40 32 30 16 66 75 30 21 26 11 20 14 11 24 11 23 26 14 6 8 4,63

27 34 21 10 61 76 12 12 40 15 7 10 14 27 7 23 22 8 7 8 4,56

27 31 23 8 65 77 26 10 39 19 12 13 13 22 9 23 18 7 7 9 4,56

20 24 22 10 69 77 32 12 28 15 10 11 16 23 10 18 17 8 7 8 4,44

56 23 44 18 65 76 24 20 27 8 20 12 17 19 6 17 41 15 7 7 4,31

21 17 21 12 63 73 19 22 38 19 10 9 12 21 8 17 17 9 7 8 4,25

31 24 27 12 64 75 25 11 34 19 10 10 10 18 6 14 26 13 6 8 4,19

19 19 27 11 64 70 27 12 45 30 9 8 14 28 7 16 18 9 7 8 4,13

17 18 22 12 66 72 16 17 40 24 9 9 11 25 8 18 19 9 7 8 4,13

25 25 21 9 69 76 24 11 30 17 11 11 7 21 3 17 19 8 7 8 4,13

9 12 21 12 60 69 20 17 47 30 8 8 11 26 5 14 18 9 8 8 3,75

Akade-

miker

Erwerbs-

losen-

quote

Erwerbs-

personen

Jugend-

erwerbs-

losen-

quote

Haus-

frauen-

quote

Selbst-

ständige

Beschäftig-

te im öf-

fentlichen 

Dienst

Vertrauens-

berufe

Abhängige 

von öffent-

lichen 

Leistungen

Indivi-

dual-

einkom-

men 

(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, GF, eigene Berechnung)
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Mittelfeld

Im oberen Mittelfeld der Gesamtbewertung 

liegen Dresden, Hamburg, Heidelberg/

Mannheim und Stuttgart, gefolgt von Essen, 

Berlin, Hannover und Köln. Das untere Mittel-

feld bilden Bielefeld, Leipzig, Wuppertal 

und  Bremen. Auf den mittleren Rängen 

der Städtebewertung zeigen die einzelnen 

Indikatoren des IMI bei den jeweiligen Kom-

munen untereinander große Schwankungen. 

Deshalb lassen sich nur schwer übergrei-

fende Aussagen treffen. Vergleiche sind nur 

anhand einzelner Indikatorenwerte möglich, 

sagen dann jedoch wenig über die allgemeine 

Integrationslage aus. So hat beispielsweise 

Essen mit 59 Prozent einen Rekordwert von 

Migranten mit deutscher Staatsbürgerschaft, 

erreicht aber zugleich eher schlechte Werte 

bei der Integration in den Arbeitsmarkt. 

Nur 13 Prozent sind im öffent lichen Dienst 

beschäftigt, und vier Prozent sind in Vertrau-

ensberufen tätig. In Bremen besuchen viele 

Migranten die gymnasiale Oberstufe – gleich-

zeitig stehen in der kleinen Hansestadt mit 

einer Erwerbspersonenquote von 64 Prozent 

nur sehr wenige Migranten dem Arbeitsmarkt 

zur Verfügung. 

Die Schlusslichter: Bochum/Herne, 
Dortmund, Nürnberg und Duisburg

Es dürfte kein Zufall sein, dass gerade die 

lange von Altindustrien geprägten Großstäd-

te die Schlusslichter des Städtevergleichs 

bilden. Besonders in den drei Ruhrgebiets-

metropolen hat sich die Wirtschaft vom Nie-

dergang der Schwerindustrie bis heute nicht 

erholt. Es herrscht hohe Arbeitslosigkeit, 

die Kommunen sind stark verschuldet und 

investieren wenig in Zukunftsaufgaben wie 

Bildung und Integration. Entsprechend aus-

geprägt sind die sozialen Probleme.

In Bochum/Herne ist mehr als ein Viertel aller 

Erwerbspersonen mit Migrationshintergrund 

ohne Job. In allen drei Ruhrstädten sind 

zwischen 17 und 22 Prozent aller Migranten 

ohne jeden Bildungsabschluss. Über einen 

Hochschulabschluss verfügen in Dortmund 

und Bochum/Herne lediglich 17 respektive 19 

Prozent, in Duisburg sogar nur neun Prozent 

aller Migranten. Überhaupt stehen dort nur 

zwischen 60 und 66 Prozent der Zugewan-

derten im Erwerbsalter dem Arbeitsmarkt zur 

Verfügung. In Duisburg bleibt fast die Hälfte 

der Migrantinnen dieser Altersklasse dem 

Arbeitsmarkt fern. 

Nicht viel besser sieht es in der Industrie-

metropole Mittelfrankens aus. Nürnberg hat 

den Strukturwandel zwar besser bewältigt 

als das Ruhrgebiet, denn es hat eine Reihe 

von Forschungszentren, etwa im Medizin-

technikbereich, angezogen und so hochwer-

tige Arbeitsplätze geschaffen. Die Migranten, 

die einst zahlreich kamen, profitieren aber 

nur wenig von diesen neuen Jobs. Ihre Er-

werbslosenquote liegt bei 21 Prozent und 

damit zweieinhalbmal so hoch wie unter 

den Einheimischen. Migranten hängen in 

Nürnberg ebenso häufig von öffentlichen 

Leistungen ab wie im Ruhrgebiet. Wie wenig 

die Zugewanderten den Weg in die Gesell-

schaft gefunden haben, zeigt sich besonders 

daran, dass nur sieben Prozent von ihnen im 

öffentlichen Dienst und gar nur drei Prozent 

in Vertrauensberufen beschäftigt sind. Bei 

beiden Indikatoren ist Nürnberg mit Abstand 

Schlusslicht des Städtevergleichs.

Klassische Industriestädte mit den 

größten Problemen
 

Wo es generell gute Jobs gibt, in den Dienstleis-

tungsmetropolen Süd- und Mitteldeutschlands 

und im Rheinland, ist es auch für Migranten ein-

facher, Arbeit zu finden. Dort sind zudem höhere 

Qualifikationen gefragt, weshalb die Menschen 

mit Migrationshintergrund im Mittel besser gebil-

det sind. Anders ist die Lage dort, wo einst viele 

Gastarbeiter hinzogen. In diesen Zentren sind 

viele alte Industrien weggebrochen, viele gering 

Qualifizierte wurden arbeitslos und haben selbst 

dort nicht den Anschluss an den Arbeitsmarkt 

gefunden, wo neue Gewerbszweige aufgebaut 

wurden. Dies gilt vor allem für Nürnberg. Dort ist 

die Modernsierung der Wirtschaft weitgehend an 

den Migranten vorbeigegangen.

Ausgewählte Indikato-

ren für die vier best- und 

letztplatzierten Städte 

in Prozent 

(Datengrundlage: 

Mikrozensus 2005, GF, 

eigene Berechnung)
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Fazit

Integration mangelhaft

Wirklich zufriedenstellend sind Migranten 

nirgendwo in Deutschland integriert. Selbst 

in den Bundesländern mit den besten 

Ergeb nissen sind Migranten mehr als dop-

pelt so häufig erwerbslos wie Einheimische, 

und sie hängen mehr als doppelt so oft wie 

diese von öffentlichen Leistungen ab. In 

fast allen Bundesländern arbeiten weniger 

als zehn Prozent der Migranten in sozial 

verantwortungsvollen und angesehenen 

Vertrauensberufen – zwei- bis dreimal selte-

ner als Einheimische. Das Ziel, Migranten 

mit Einheimischen gleichzustellen, ist somit 

nirgendwo auch nur annähernd erreicht.

Die Unterschiede zwischen den einzelnen 

Bundesländern und Städten erlauben 

jedoch wichtige Erkenntnisse: Eine moder-

ne Wirtschaftsstruktur bietet die besten 

Voraussetzungen, damit Integration ge-

lingt. Länder und Städte mit einem großen 

Dienstleistungssektor ziehen nicht nur 

gut qualifizierte Migranten an, offenbar 

wirkt dieses Umfeld auch positiv auf die 

Bildungsanstrengungen der Kinder von 

Zugewanderten. Die gut platzierten Länder 

Hessen und Bayern und die Großstädte 

München, Bonn oder Frankfurt mit ver-

gleichsweise guten Integrationsleistungen 

verfügen über eine moderne Dienstleis-

tungswirtschaft und Forschungslandschaft 

und haben entsprechend auch eine besser 

gebildete Migrantenschicht. Umso bedenk-

licher bleibt, dass auch an diesen Stand-

orten die weniger gut qualifizierten Migran-

ten keinen Anschluss finden, so dass auch 

dort die Erwerbslosigkeit relativ gesehen 

hoch bleibt. 

Wo der Strukturwandel weniger gut bewäl-

tigt wurde, etwa im Saarland, in Nieder-

sachsen oder Schleswig-Holstein sowie in 

Städten wie Duisburg, Dortmund, Bochum/

Herne oder Nürnberg, sind Migranten 

aufgrund mangelnder Bildung besonders 

von der schlechten Lage am Arbeitsmarkt 

betroffen. Zudem ist anzunehmen, dass aus 

solchen wirtschaftlich problematischen 

Regionen besser qualifizierte Migranten 

tendenziell abwandern, was die Unterschie-

de zwischen den Regionen weiter verstärkt.

Die absolute oder relative Anzahl von 

Zugewanderten im Vergleich zur Gesamt-

bevölkerung hat kaum Auswirkungen auf 

die Integrationserfolge. Zwar wurde mit 

dem Indikator „Migrantenanteil“ ein Ge-

wichtungsfaktor in die Indexberechnung 

einbezogen, der Bundesländer und Städte 

mit vielen Zugewanderten einen Bonus 

verschafft – die Analyse zeigt aber, dass 

sich die Rangfolge der Integrationsergeb-

nisse auch ohne diesen Indikator kaum 

verändert. Hessen und Hamburg, die 

Bundesländer mit dem höchsten Migranten-

anteil, schneiden im Integrationsvergleich 

am besten ab, auch fällt das multikulturelle 

Frankfurt unter die drei besten Städten.

Die Durchmischung der Migrantenbevöl-

kerung ist der Integration förderlich. Am 

schlechtesten im Länder- und im Städte-

vergleich schneiden Regionen ab, in denen 

einzelne Herkunftsgruppen dominieren. In 

Duisburg, im Städteindex auf dem letzten 

Platz, stellen Migranten mit türkischer 

Herkunft und Aussiedler zusammen zwei 

Drittel aller Einwohner mit Migrations-

hintergrund. Im erstplatzierten München 

gehören nur 22 Prozent zu diesen beiden 

deutschlandweit größten Gruppen. Auch 

beim Ländervergleich zeigt sich: je ge-

mischter die Migrantenbevölkerung, desto 

besser die Integration. Beim Schlusslicht 

Saarland etwa stellen die beiden größten 

Herkunftsgruppen – Türkischstämmige 

und Südeuropäer – etwa die Hälfte aller 

Migranten. 

Die Integration der größten Zuwanderer-

gruppen – Aussiedler und Menschen tür-

kischer Herkunft – spielt eine wesentliche 

Rolle für das Abschneiden im Integrations-

index. Weil Aussiedler generell deutlich 

bessere Bildungsabschlüsse haben als 

Türkischstämmige, und weil der Bildungs-

grad massiv die Integrationsfähigkeit be-

einflusst, unterscheiden sich die Regionen, 

je nachdem welche der beiden Gruppen 

überwiegt. So gründen die schlechten In-

tegrationsleistungen des Saarlandes unter 

anderem darauf, dass die große Gruppe 

mit türkischem Migrationshintergrund zu 

45 Prozent ohne jeden Bildungsabschluss 

ist und dass auch deren Kinder kaum in der 

Bildungshierarchie aufsteigen.

Bei der Ausübung sozial angesehener Be-

rufe macht sich neben dem Bildungsstand 

und der Lage auf dem Arbeitsmarkt auch 

die Landespolitik bemerkbar: In Hessen, 

Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein 

und dem Saarland liegt der Anteil erwerbs-

tätiger Migranten im öffentlichen Dienst 

vergleichsweise hoch. Hier hat offenbar die 

Einstellungspolitik der langjährig sozial-

demokratisch regierten Länder Wirkung 

gezeigt. Politischer Integrationswille wird 

auch beim hohen Anteil der Migranten mit 

deutscher Staatsbürgerschaft deutlich. Ein 

deutscher Pass erleichtert Migranten den 

Zugang zu Vertrauensberufen. 

Kulturelle Vermischung steht in positivem 

Zusammenhang mit Beschäftigung: Wo 

Migranten vergleichsweise häufig eine 

Ehe mit Einheimischen eingehen, ist die 

Erwerbslosigkeit unter Zugewanderten eher 

niedrig und die Selbstständigenquote ten-

denziell höher.

Bei aller Kritik an der mangelhaften Inte-

gration von Migranten zeigen die regionalen 

und gruppenspezifischen Unterschiede 

nicht nur Defizite, sondern erzählen auch 

Erfolgsgeschichten. Generell zeigt sich, 

dass die Bildung den wichtigsten, stets 

notwendigen, gleichwohl aber nicht hin-

reichenden Schlüssel für eine erfolgreiche 

Integration bildet. 
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8 DER PREIS VERFEHLTER 
 INTEGRATION 
 
Was unzureichende Eingliederung der Migranten die Gemeinschaft kostet

Die Diskussion um die Integration von Zu-

gewanderten war in Deutschland lange vor-

nehmlich von voreingenommener Ablehnung 

oder moralischen Erwägungen, aber wenig 

von pragmatischen Debatten geprägt – ohne 

dass sich dadurch der Status von Migranten 

wesentlich verbessert hätte. Im Gegenteil: 

Vorurteile blockierten oftmals eine sachliche 

Diskussion des Themas Einwanderung. Aus-

gelöst durch den demografischen Wandel 

gewinnen wirtschaft liche Aspekte für die 

gegenwärtige Integrationsdebatte immer 

mehr an Bedeutung, denn der Einfluss der 

Bevölkerungszusammensetzung auf die 

Ökonomie ist unübersehbar. So ist heute klar, 

dass es nicht zu vertreten ist, einen Teil der 

jungen Menschen so schlecht auszubilden, 

dass sie später fiskalisch gesehen nur wenig 

zur Volkswirtschaft beitragen können. 

Kosten und Nutzen von Migration 
am Beispiel der Integration in den 
 Arbeitsmarkt

Im Prinzip gilt: Zuwanderung kann einer 

Volkswirtschaft großen Nutzen bringen. Als 

Arbeitskräfte, aber auch als Konsumenten 

tragen Einwanderer zum Wirtschaftswachs-

tum eines Landes bei. Im besten Fall bringen 

Migranten nachgefragte Berufe und Fähig-

keiten mit. Die mit ihrer Ankunft wachsende 

kulturelle Vielfalt erleichtert und inspiriert 

zudem viele Innovationen. So ist beispiels-

weise der Aufstieg der USA zur führenden 

Wirtschaftsnation der Welt nicht denkbar 

ohne ihre Geschichte als Einwanderungsland. 

Insbesondere in der jüngeren Entwicklung 

der USA haben Migranten zur Vitalität und 

Attraktivität des Wirtschaftsraumes beige-

tragen und ein Umfeld geschaffen, in dem 

sich gleichermaßen Talente, Technologie und 

Toleranz entfalten können.34 Die Integration 

der Migranten in den Arbeitsmarkt ist eine 

wesentliche Voraussetzung, um deren Poten-

ziale ökonomisch nutzbar zu machen. Vielen 

Ländern – auch Deutschland – ist das in der 

Vergangenheit nur schlecht gelungen.

Auf der Einnahmenseite eines Staates stehen 

in erster Linie die Steuern. Die Lohn- und 

Einkommenssteuer wird in der Regel nur 

von Erwerbstätigen entrichtet. Hier gilt: je 

höher das Einkommen, umso höher die zu 

entrichtenden Beiträge und letztlich die 

Einnahmen des Staates. Mehrwertsteuer 

wiederum ist auf den Erwerb aller Waren und 

Dienstleistungen zu entrichten – sie ist eine 

Konsumsteuer. Auch hier gilt normalerweise: 

je höher das Einkommen, desto höher die 

Konsumausgaben und entsprechend die 

staatlichen Einnahmen. Neben Einkommens- 

und Konsum steuern fließen außerdem die 

Beiträge zur Sozialversicherung in die staat-

lichen Kassen. Renten-, Kranken-, Pflege- und 

Arbeitslosenversicherung sowie Lohn- und 

Einkommenssteuern bezahlen jedoch nur 

jene, die ein Minimum an Einkommen er-

zielen. Bei den Migranten wie auch bei den 

Einheimischen setzt dies eine gelungene 

Integration in den Arbeitsmarkt voraus.

Bei denen, die über kein Einkommen verfü-

gen, kehrt sich das Einnahmen-Ausgaben-

Verhältnis um: Für sie muss im Bedarfsfall 

der Sozialstaat aufkommen, oft auch ohne 

dass jemals etwas in die Sozialkassen einge-

zahlt worden ist. Auf der Ausgabenseite des 

Staates stehen Zahlungen aus den Sozial-

versicherungen und Transfers wie Arbeits-

losen- und Wohngeld. Auch für Kinder- und 

Erziehungsgeld sowie Renten und Pensionen 

muss der Staat aufkommen. Viele weitere 

Ausgaben sind freilich nur indirekt von An-

zahl und Erwerbsstatus der Bürger abhängig 

und fallen in jedem Fall als Grundlage eines 
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funktionierenden Gemeinwesens an: die In-

frastruktur wie zum Beispiel Straßen-, Bahn- 

und Schifffahrtswege, Wasserversorgung 

und Abwasserentsorgung sowie das gesamte 

Bildungssystem, die Gesundheitsversorgung 

und die Exekutivorgane wie die Polizei und 

die Landesverteidigung. 

Die Differenz aus Einnahmen und Ausgaben 

ergibt die wirtschaftliche Gesamtbilanz der 

Migration. Für Menschen, die schlecht in 

den Arbeitsmarkt integriert, also arbeitslos, 

unterbeschäftigt oder auf Sozialhilfe ange-

wiesen sind, ist diese Bilanz negativ – sie 

verursachen der Gesellschaft Kosten. Auch 

für Personen, die deutlich unterhalb ihres 

Qualifikationsniveaus beschäftigt sind, muss 

man einen wirtschaft lichen Verlust auswei-

sen. Er berechnet sich aus dem entgangenen 

Nutzen, denn diese Menschen könnten ein 

höheres Einkommen erzielen und mehr Steu-

ern entrichten, wenn sie entsprechend ihrer 

Ausbildung eingesetzt würden.

Die Gastarbeiter der 1960er Jahre waren für 

die deutsche Gesellschaft von hohem ökono-

mischen Nutzen. Sie kompensierten den Ar-

beitskräftemangel in der Industrie und trugen 

so erheblich zum Wirtschaftswachstum bei. 

Sie hatten alle Arbeitsverträge, und weil sie 

jung waren und ohne Kinder und Angehörige 

hier lebten, verursachten sie so gut wie keine 

Kosten. 

Diese Situation hat sich allerdings vollkom-

men verändert. Migranten sind heute in allen 

Bundesländern etwa doppelt so häufig von 

Arbeitslosigkeit betroffen wie Einheimische 

und leben weit häufiger von öffentlichen 

Leistungen. Mit einer derart mangelhaften 

Integration steht Deutschland freilich nicht 

allein – viele euro päische Länder haben das 

gleiche Problem.

Gewinn für die Gemeinschaft:  Kostenbilanz eines Bürgers 

Als Kind verursacht jeder zunächst Kosten, die nicht nur für die Eltern anfallen, son-

dern auch für den Staat. Kindergärten, Schule, Tagesbetreuung und Kindergeld werden 

aus öffentlichen Mitteln finanziert. Diese Ausgaben sind eine Investition in die Zukunft. 

Nach der erfolgreichen Kinder-, Jugend- und Ausbildungsphase beginnt das Erwerbs-

leben. Dann wird der Bürger im Normalfall vom Nettoempfänger zum Nettozahler. Im 

Durchschnitt entrichten Arbeitnehmer 45 Jahre lang Steuern und Versicherungsbeiträ-

ge. Erst mit Erreichen des Renten- und Pensionsalters ändert sich die Bilanz wieder: Nun 

beziehen die inzwischen aus dem Berufsleben Ausgeschiedenen bis an ihr Lebensende 

zum Gutteil ein Einkommen aus öffentlichen Kassen. Unter Berücksichtigung der gegen-

wärtigen durchschnittlichen Lebenserwartung sind das bei einem Renteneintrittsalter 

von 65 Jahren im Schnitt 17 Jahre für Frauen und zwölf Jahre für Männer. Die Realität 

sieht freilich anders aus. Bei einer derzeitigen Quote von rund neun Prozent waren 2007 

rund 3,8 Millionen in Deutschland lebende Personen arbeitslos.35 Je nach Dauer der Ar-

beitslosigkeit kann das bedeuten, dass ein Einzelner in seinem Leben mehr Leistungen 

des Sozialstaates bezieht als er tatsächlich an Steuern oder Beiträgen einbezahlt. Auch 

chronisch Kranke und aufgrund eines Unfalls Berufsunfähige verursachen in der Regel 

Mehrkosten. Für sie kommt nach dem Prinzip des Sozialstaates die Gemeinschaft auf. 

Zuschussprojekt Integration: Die Kosten eines abgehängten Zugewanderten 

Für Migranten, die im erwerbsfähigen Alter nach Deutschland kommen, entfällt die Inves-

tition im Kindesalter, weil sie anderswo aufgewachsen, zur Schule gegangen und gegebe-

nenfalls ausgebildet worden sind (den Nettoverlust trägt ihr Herkunftsland). Menschen, 

die aus beruflichen Gründen wandern, die so genannten Arbeitsmigranten, zahlen in der 

neuen Heimat sofort Steuern und Beiträge. Sie sind somit ein Gewinn für den Staat. Sie 

erzielen allerdings auch Anwartschaften aus den Sozialkassen, die später einmal fällig 

werden. Die häufig geringe Qualifikation der Zugewanderten setzt sie jedoch in der Rea-

lität einem hohen Risiko aus, arbeitslos zu werden. Zudem erkennt das deutsche System 

die Abschlüsse vieler Migranten nicht an. Ein Lehrer zum Beispiel, der seine Berufsausbil-

dung im Ausland abgeschlossen hat, darf in Deutschland zumeist nicht ohne umfassende 

Nachqualifizierung unterrichten. Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit oder der Unterbe-

schäftigung steigen die Auszahlungen aus den öffentlichen Kassen an, denn für deutsche 

und ausländische Bürger gelten bei Sozialabgaben und den daraus resultierenden An-

sprüchen die gleichen Regeln. Die Bilanz von Migranten fällt deshalb oft negativ aus. In 

die Kinder der Zuwanderer investiert der Staat in der Theorie im Mittel genauso viel wie 

in die einheimischen Kinder. In der Praxis benötigen diese Kinder jedoch spezielle Förde-

rungen, damit sie nicht in denselben Kreislauf aus geringer Bildung und Arbeitslosigkeit 

rutschen wie ihre Eltern. Ihre Ausbildung ist damit im Prinzip teurer; noch kostspieliger 

wird es, wenn diese Maßnahmen nicht greifen.
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Die Kosten verfehlter Integration – ein 
Überblick

Wie aber lässt sich nach diesen Vorüberle-

gungen eine genaue Kosten-Nutzen-Rech-

nung für die Integration von Migranten in den 

Arbeitsmarkt aufstellen? Bestimmte Faktoren 

können in Geldwerten bemessen werden, 

andere, wie das Innovationspotenzial durch 

kulturelle Vielfalt, lassen sich kaum derart 

quantifizieren. 

In den vergangenen Jahren haben eine Reihe 

von wissenschaftlichen Studien Vorschläge 

gemacht, wie sich Kosten oder Nutzen von 

Zuwanderung berechnen lassen. Solche 

ökonomischen Zuwanderungsbilanzen zeigen 

allerdings je nach Herangehensweise ganz 

unterschiedliche Ergebnisse – abhängig 

davon, wie sehr es gelingt, die oft versteckten 

Kosten in eine solche Bilanz einzubeziehen.

Hans Werner Sinn vom Ifo-Institut für Wirt-

schaftsförderung in München kam 2001 zu 

dem Ergebnis, dass Zuwanderung überwie-

gend Kosten verursacht. Migranten seien 

häufig gering qualifiziert, verdienten daher 

weniger und entrichteten somit auch weniger 

Steuern als Einheimische. Dagegen verur-

sachten sie zusätzliche Infrastrukturkosten 

etwa für Schulen oder Dolmetscher in Be-

hörden. Die Gesamtbilanz sei daher negativ. 

Nach den Berechnungen des Ifo-Instituts 

hat jeder Zugewanderte in Westdeutschland 

allein im Jahr 1997 durchschnittlich 1.419 

D-Mark Kosten verursacht.36

Der Ökonom Hans Dietrich von Loeffelholz 

bezifferte im Jahr 2001 in einer Studie für 

das Rheinisch-Westfälische Institut für 

Wirtschaftsforschung die jährlichen Kosten 

mangelhafter Integration von Migranten 

mit 40 bis 80 Milliarden D-Mark. Etwa die 

Hälfte davon entgingen dem Staat im Jahr an 

Steuern und Beiträgen. Die Ursachen lägen 

hauptsächlich in dem niedrigeren Bildungs-

stand der Migranten, der sie anfälliger für 

Arbeitslosigkeit mache.37

In einer weiteren Studie aus dem Jahr 2004 

kommt von Loeffelholz allerdings zu dem Er-

gebnis, dass die ökonomische Wanderungs-

bilanz positiv sei. Hier bezieht er nicht nur 

die Bilanz von Ein- und Auszahlungen der 

öffentlichen Kassen mit ein, sondern berück-

sichtigt auch die Fixkosten des Staates. Von 

Loeffelholz sieht nötige Ausgaben für Infra-

struktur oder auch Landesverteidigung als 

weitgehend unveränderlich an – unabhängig 

davon, wie viele Menschen in Deutschland 

leben. Er argumentiert, dass seit 1972 – seit 

jenem Jahr liegt in Deutschland die Zahl 

der Sterbefälle über jener der Geburten – 

nur die Zuwanderung die Bevölkerung vor 

dem Schrumpfen bewahrt hat. Wäre die 

Einwohnerzahl gesunken, hätten immer 

weniger Deutsche für die gleichen Fixkosten 

des Staates aufkommen müssen – mit der 

Folge ständig steigender Kosten für jeden 

Einzelnen. Durch Zuwanderung verteile sich 

die Last dieser Fixkosten auf mehrere Köpfe. 

Werde dieser Umstand in die Berechnung 

der fiskalischen Gesamtbilanz einbezogen, 

so entlaste laut Loeffelholz Zuwanderung die 

öffentlichen Kassen jährlich um etwa 20 Milli-

arden Euro – eine Summe, die einem Prozent 

des Brutto sozialproduktes entspricht.38 Eine 

ähnlich große Summe haben Bund, Länder 

und Kommunen 2006 für Kinder- und Jugend-

hilfe aufgewandt, etwa zur Finanzierung von 

Kindertagesbetreuung und Erziehungshilfe.39

Die jüngste Studie zum Thema fiskalische 

Wanderungsbilanz wurde im Jahr 2008 von 

der Bertelsmann Stiftung veröffentlicht. 

In ihr ist der Saldo wieder negativ: Je nach 

berechnetem Modell wird eine Spanne zwi-

schen 11,8 bis 15,6 Milliarden Euro genannt, 

die verfehlte Integration pro Jahr koste. Das 

entspricht etwa der Hälfte des Bruttoinlands-

produktes von Bremen, das 2007 rund 26,5 

Milliarden Euro betrug.40 In der Bertelsmann-

Studie wurden schlecht integrierte mit gut 

integrierten Personen in den Bereichen 

Bildung, Sprache und soziale Integration 

verglichen. Die Summe ergibt sich aus der 

Differenz zwischen Einkommen, Steuer- und 

Versicherungsbeiträgen und dem staatlichen 

Mehraufwand, etwa durch Arbeitslosengeld. 

Pro Kopf kosten weniger gut integrierte Zu-

gewanderte die Allgemeinheit eine Summe 

zwischen 2.624 und 3.471 Euro im Jahr.41

Auch Studien in anderen europäischen Län-

dern ermittelten für mangelnde Integration 

hohe Kosten. Eine niederländische Studie 

aus dem Jahr 2003 kam zum Ergebnis, dass 

Migranten über ihre gesamte Lebensspanne 

betrachtet potenziell dann die beste Bilanz 

für die öffentlichen Kassen erreichen, wenn 

sie im Alter von 25 Jahren ins Land kommen. 

Allerdings verursachten Zuwanderer aus 

nicht-westlichen Ländern sogar in diesem 

Fall ein erhebliches Minus – durchschnittlich 

43.000 Euro pro Lebensspanne. Hoch quali-

fizierte Migranten dagegen erwirtschafteten 

einen höheren Gewinn als die einheimische 

niederländische Vergleichsgruppe. Fazit 

der Studie: Es hängt von den sozialen und 

wirtschaftlichen Merkmalen sowie vom 

Alter der Migranten ab, ob und wie viel sie 

in die Staatskassen einbezahlen oder ob sie 

letztlich ihr Leben lang bezuschusst werden 

müssen.42

Eine Untersuchung aus dem Einwanderungs-

land USA zeigt hingegen, dass sich hier die 

wirtschaftlichen Leistungen von Zugewan-

derten kaum von denen der Einheimischen 

unterscheiden und sich Zuwanderung damit 

in jedem Fall positiv auf den Staatshaushalt 

auswirkt.43 Allerdings ist das Sozialsystem 

der USA nicht mit dem Deutschlands oder 

der Niederlande vergleichbar, in denen es 

umfangreiche Sozialleistungen gibt, die auch 

als Anreize für eine Zuwanderung in öffent-

liche Versorgungssysteme erlebt und genutzt 

werden können. Aufgrund der erheblich 

schlechteren sozialen Sicherung fallen in den 

USA nur geringe direkte Kosten für schlecht 

integrierte Menschen an.
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Negative Bilanz

Zur Abschätzung der Kosten-Nutzen-Bilanz 

auch aus der Perspektive des IMI wird eine 

eigene einfache Modellrechnung aufgestellt. 

Nach dem Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB) verursacht eine ar-

beitslose Person dem Staat jährliche Kosten 

von etwa 18.000 Euro.44 In diesem Betrag 

enthalten sind die Ausgaben für Arbeits-

losengeld I und II, die von der Arbeitsagentur 

bezahlten Sozialbeiträge, aber auch die Steu-

erausfälle, ausgehend vom Lohnniveau des 

Arbeitslosen vor dessen Jobverlust. Wenn ein 

Mensch die Hälfte seines Erwerbslebens (20 

Jahre) arbeitslos bleibt, summieren sich diese 

Kosten – bei gegenwärtigen Bedingungen – 

auf insgesamt 360.000 Euro. Dieser Betrag 

kann als Richtwert für die Kosten missglück-

ter Integration in den Arbeitsmarkt angesetzt 

werden und hängt zunächst nicht davon ab, 

ob es sich bei der nicht-integrierten Person 

um einen Migranten oder einen Einheimi-

schen handelt.

Im Jahr 2005 waren in Deutschland insge-

samt 4.861.000 Menschen arbeitslos.45 

Hochgerechnet musste der Staat in diesem 

Jahr im Schnitt etwas über 87 Milliarden Euro 

für den Unterhalt der Betroffenen entrichten. 

Auf Menschen mit Migrationshintergrund, 

deren Anteil an allen Arbeitslosengeld-

empfängern bei 27 Prozent lag, entfielen so 

rund 23,6 Milliarden Euro. Das entspricht 

etwa dem Volumen des Haushaltes von 

Niedersachen für 2009 von 24,7 Milliarden 

Euro.46

Unbezahlbar: Brachliegende Potenziale 

Für die potenzielle ökonomische Leistungs-

fähigkeit einer Bevölkerungsgruppe spielt 

die Altersstruktur eine maßgebliche Rolle. Je 

höher der Anteil der Bevölkerung im erwerbs-

fähigen Alter, also von Menschen im Alter 

von 15 bis 65 Jahren, umso größer kann der 

mögliche fiskalische Nutzen für die Gesell-

schaft sein; vorausgesetzt, die Akteure gehen 

tatsächlich einer Beschäftigung nach – und 

sind finanziell unabhängig. 

Bei den Zugewanderten und deren Nach-

kommen sind besonders viele Menschen 

– 70 Prozent – im erwerbsfähigen Alter, vier 

Prozentpunkte mehr als bei den Einheimi-

schen. Besonders stark ist bei den Migranten 

der Anteil der unter 30-Jährigen, also jener 

Altersgruppe, die ihr Erwerbsleben noch 

weit gehend vor sich hat und die mit ihrer 

Motivation und Qualifikation die Wirtschafts-

entwicklung der Zukunft mitbestimmt. Nach 

dem Mikrozensus von 2005 sind knapp die 

Hälfte der Menschen mit Migrationshinter-

grund jünger als 30 Jahre, bei den Einheimi-

schen sind es nur etwa 30 Prozent. Hingegen 

sind nur acht Prozent der Zugewanderten 

im Rentenalter – aber 22 Prozent der Deut-

schen.47 Aufgrund ihrer Altersstruktur könn-

ten Migranten somit bei guter Integration 

einen enormen Beitrag zur fiskalischen Nach-

haltigkeit der deutschen Gesellschaft leisten 

und die demografischen Probleme erheblich 

abfedern. 

Diesem überdurchschnittlichen Potenzial 

steht die erschreckende Realität gegenüber: 

Menschen mit Migrationshintergrund stellen 

19 Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähi-

gen Alter, aber 29 Prozent der Arbeitslosen-

geldempfänger. 12 Prozent der Migranten 

verfügen über keinerlei Bildungs- oder Be-

rufsabschluss – bei den Einheimischen sind 

es nur knapp 2 Prozent. Wer in Deutschland 

aber ohne Bildungsabschluss bleibt, erhält 

im Mittel doppelt so häufig Arbeitslosengeld 

Massiv abhängig von Vater Staat

Etwa doppelt so viele Menschen mit Migrations-

hintergrund wie Einheimische beziehen ihr über-

wiegendes Einkommen aus öffentlichen Leistungen. 

Selbst die Rentner unter den Zugewanderten erhal-

ten häufiger Sozialhilfe, da ihre Rentenansprüche 

durch lange Arbeitslosenzeiten und geringe Einkom-

men niedrig sind. 

Anteil der vorwiegend von öffentlichen Leistungen 

Abhängigen nach Altersklassen in Prozent
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wie Personen mit Abschluss: 19 Prozent aller 

Menschen ohne Qualifikation in Deutschland 

beziehen solche Leistungen, aber nur zehn 

Prozent derjenigen mit einer Ausbildung.48

Zwölf Prozent der erwerbstätigen Menschen 

mit Migrationshintergrund üben lediglich 

eine geringfügige Beschäftigung aus, für 

fast alle unter ihnen (90 Prozent) stellt die-

se die Haupteinnahmequelle dar. Zwar ist 

der Anteil von Teilzeitbeschäftigten mit 24 

Prozent ähnlich hoch wie bei den Einheimi-

schen, doch Migranten geben als Grund für 

die Teilzeit beschäftigung häufiger an, keine 

Vollzeitstelle finden zu können. Auch geben 

mehr Migranten als Einheimische an, dass sie 

gerne ihre Arbeitsstunden aufstocken wür-

den.49 All dies zeigt, was für ein gewaltiges 

Humanvermögen ungenutzt bleibt – und wo 

der Schlüssel zur Lösung des zentralen Prob-

lems liegt: Gelingt es nicht, mehr Migranten 

zu Beitragszahlern in die Sozialsysteme zu 

machen, werden sie diese zukünftig überpro-

portional und weiter ansteigend belasten.

Bei missglückter Integration – hier verstan-

den als hohe Arbeitslosigkeit und Abhängig-

keit von öffentlichen Leistungen schon im 

Erwerbsalter – entfällt jedoch nicht nur der 

erhoffte Effekt, die Erwerbsbevölkerung zu 

verjüngen und der Gemeinschaft zu mehr 

Einnahmen zu verhelfen, sondern das Gegen-

teil tritt ein: Älter werdende Migranten stehen 

selbst vor Altersarmut und bedürfen der 

Unterstützung. Damit verschärfen Zugewan-

derte letztlich die fiskalischen Negativfolgen 

des demografischen Wandels, weil sie im 

Alter auf öffentliche Leistungen angewiesen 

Anzahl der Personen mit und ohne Migrations-

hintergrund in der jeweiligen Altersklasse in 1.000 

(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, SUF, 

eigene Berechung)
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sind, ohne zuvor entsprechende Beiträge zur 

Rentenversicherung gezahlt zu haben. 

Der ökonomische Schaden durch eine in den 

Arbeitsmarkt schlecht integrierte Person 

ist insgesamt also viel höher als die bloßen 

Kosten langfristiger Arbeitslosigkeit. Ein 

Leben am Existenzminimum bedeutet in 

sämtlichen Lebensbereichen Verluste für die 

Wachstumswirtschaft: Ärmere Menschen 

konsumieren kaum, der Wirtschaft entgeht 

Gewinn und dem Staat Mehrwertsteuer. Auch 

von der Allgemeinheit finanzierte medizini-

sche Leistungen werden von Arbeitslosen 

häufiger in Anspruch genommen als von 

Erwerbstätigen gleichen Alters: Durch Unzu-

friedenheit und fehlende finanzielle Mittel 

sinkt das Wohlbefinden, der Lebensstil ist 

ungesünder, und das Risiko für psychische 

Erkrankungen wie Depressionen steigt – und 

damit die  Gesundheitskosten. 

Ungenutzter demografischer Obolus

Die Migranten als Gruppe kennzeichnen zwei 

demografische Eigenschaften, die der deutschen 

Gesellschaft insgesamt fehlen: eine junge Alters-

struktur und vergleichsweise viele Kinder. Das 

 Potenzial an jungen Erwerbstätigen ist groß, bleibt 

jedoch meist ungenutzt. Die schon in Deutschland 

lebenden Zugewanderten könnten– bei besserer 

Integration – die demografischen Probleme der 

Einheimischen teilweise wettmachen. 
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Fazit

Integration – kurzfristig Kosten, 
 langfristig Gewinne

Zugewanderte erzielen zur Zeit nicht nur 

eine schlechte ökonomische Bilanz in der 

Gegenwart, sondern werden diese bei ei-

ner Fortschreibung des status quo in den 

kommenden Jahren weiter verschlechtern. 

Weil Menschen mit Migrationshintergrund 

einen immer größeren Teil der Bevölkerung 

im erwerbsfähigen Alter stellen werden, 

vergrößern sich die heute fälligen Kosten in 

der Zukunft nach dem Prinzip von Zins und 

Zinseszins: Heute schon wendet der Bund 

Milliarden von Euro auf, mit dem Ziel, Fami-

lien zu entlasten, die Zahl der Geburten zu 

erhöhen und die Folgen des demografischen 

Wandels abzufedern. So waren für das im 

Dezember 2006 eingeführte Elterngeld 

allein 2008 insgesamt rund vier Milliarden 

Euro vorgesehen.50 Mit solchen Investitionen 

soll heute einer demografisch begründeten 

Wirtschaftsschwäche vorgebeugt werden. 

Was in Zukunft unbezahlbar wird, ist heute 

vielleicht gerade noch finanzierbar. Eine 

vergleichbare Präventiv-Kalkulation findet 

aber im Hinblick auf die Integration bisher 

kaum statt. Die Anstrengungen zur Integra-

tion von Migrantinnen und Migranten in das 

Bildungssystem und in den Arbeitsmarkt 

fallen angesichts der großen Probleme und 

ihrer noch viel größeren Hebelwirkung in der 

Zukunft bescheiden aus. Zur Förderung der 

Integration von Zugewanderten, für Integra-

tionskurse und die Erstberatung von Migran-

ten waren für das Jahr 2008 vom Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge insgesamt nur 

gut 200 Millionen Euro eingeplant.51 

Würde der Staat nur einen Bruchteil der 

rund 24 Milliarden Euro jährlich, die Arbeits-

losigkeit und Sozialhilfebezug in Folge man-

gelhafter wirtschaftlicher Integration heute 

kosten, in bessere  Integrationsmaßnahmen 

stecken, ließen sich in einigen Jahren ver-

mutlich deutlich höhere Gewinne erzielen. 

Denn  Aufwendungen für eine bessere Inte-

gration von sozial und wirtschaftlich Ab-

gehängten (Migranten wie Einheimischen) 

sind keine  Almosen für Bedürftige, sondern 

Zukunftsinvestitionen im volkswirtschaft-

lichen Gesamtinteresse. In einer Gesell-

schaft, der aus demografischen Gründen die 

jungen Menschen ausgehen und die daher 

in den kommenden Jahrzehnten mit einer 

rückläufigen Zahl an Erwerbsfähigen zu 

kämpfen haben wird, ist es fahrlässig, die 

vorhandenen Potenziale massiv zu missach-

ten und verkümmern zu lassen. 

Und nicht allein das: Eine gute Integration 

der zum heutigen Zeitpunkt in Deutschland 

lebenden Migranten ist auch eine Voraus-

setzung für den sozialen Frieden im Land 

und erleichtert die künftige Zuwanderung 

von hoch Qualifizierten, nach denen die 

Wirtschaft bereits heute dringend sucht. 

Ein Staat mit sichtbar schlechten Existenz-

bedingungen für Migranten kann kaum 

einladend auf Menschen wirken, die im 

internationalen Wettbewerb um Fachkräfte 

zunehmend die Wahl haben, wo sie sich 

niederlassen. 

Um in diesem Wettbewerb zu bestehen, 

müsste beispielsweise die Idee der euro-

päischen Blue Card umgesetzt werden. 

Nach diesem Modell würde der gesamte 

 Arbeitsmarkt der EU allen hoch qualifizier-

ten  Bewerbern offen stehen.52

Wenig Arbeit für Menschen mit 

 Migrationshintergrund

Zugewanderte sind in allen Altersgruppen wesent-

lich häufiger arbeitslos als Menschen ohne Migra-

tionshintergrund. In der Altersgruppe der 50- bis 

64-Jährigen ist das Risiko, arbeitslos zu werden, 

sogar fast doppelt so hoch wie bei den Einheimi-

schen dieser Altersklasse. 
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Anteil der arbeitslos Gemeldeten an allen Erwerbs-
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(Datengrundlage: Mikrozensus 2005, SUF, eigene 
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Der Index zur Messung von Integration (IMI) 

stellt die spezifischen Stärken und Schwä-

chen bei der Integration einzelner Her-

kunftsgruppen heraus. Hierbei zeigen sich 

große Unterschiede zwischen den Gruppen, 

die von regionalen, meist wirtschaftlichen 

Bedingungen beeinflusst werden. Es gibt 

somit nicht das eine Integrationsproblem in 

Deutschland, sondern eine Vielfalt von He-

rausforderungen und eine Menge Sack gassen 

für bestimmte Gruppen von Migranten. 

All diese Menschen haben zumindest das 

befristete Recht, in Deutschland zu leben. 

Aber alle sind auch gefordert, sich am Zusam-

menleben der Gesellschaft zu beteiligen. Die 

sehr verschiedenen Voraussetzungen, die sie 

dazu mitbringen, müssen bei politischen und 

gesellschaftlichen Integrationsmaßnahmen 

berücksichtigt werden. Gelingt es, Konstella-

tionen zu identifizieren, die eine gelungene 

Integration vereiteln, so kann der IMI dazu 

beitragen, verhärtete Strukturen aufzulösen.

Die Aussiedler stellen die größte Her-

kunftsgruppe. Angesicht der insgesamt 

eher schwierigen Integrationssituation in 

Deutschland steht diese Gruppe relativ gut 

da. Defizite bestehen zum Beispiel im Bereich 

der höheren Bildung und im Zugang zu Ver-

trauensberufen. Werden hier die Potenziale 

vieler Menschen weiter so wenig gefördert 

wie bisher, könnte sich der beginnende Trend 

zur Rückkehr in die Herkunftsländer weiter 

verstärken. Das wäre für die Gesellschaft ein 

großer Schaden: Weil bei dieser Rückwande-

rung vor allem besser Gebildete gehen, wür-

de sich der ohnehin bereits bestehende Brain 

Drain, also die Abwanderung hoch Qualifi-

zierter aus Deutschland, weiter verschärfen.

Die türkischen Migranten bilden die zweit-

größte Gruppe. Obwohl sie zum großen Teil 

schon lange in Deutschland leben und knapp 

die Hälfte von ihnen bereits hier geboren 

wurde, schneiden sie im Integrationsver-

gleich am schlechtesten ab. Für sie ist eine 

nach holende Integration besonders notwen-

dig. Das wichtigste Ziel muss dabei sein, die 

Schranken zwischen der türkischen und der 

einheimischen Gesellschaft in Deutschland 

aufzubrechen, um der Existenz von Parallel-

gesellschaften  entgegenzuwirken. 

Die Herkunftsgruppe aus den Weiteren 

Länder der EU-25 hat die geringsten Integra-

tionsprobleme. Kulturell stehen diese Men-

schen der deutschen Mehrheitsgesellschaft 

sehr nahe, es herrschen enge soziale und 

wirtschaftliche Verbindungen, der politische 

Überbau der EU trägt zu einem Zusammen-

gehörigkeitsgefühl bei. Allerdings lassen 

sich die Integrationserfolge dieser Europäer 

im Saldo nicht unbedingt als Gewinn für 

die deutsche Gesellschaft verbuchen. Denn 

in dem gleichen Ausmaß, in dem sich gut 

qualifizierte EU-Bürger bei uns niederlassen, 

wandern andere gut Gebildete dieser Gruppe 

sowie  leistungsfähige Einheimische ins euro-

päische Ausland ab.

Einigermaßen zufriedenstellend ist die 

Gruppe der südeuropäischen Migranten 

integriert, deren Zuwanderung noch vor 

dem Zusammenwachsen der EU mit der 

Gast arbeiteranwerbung in den 1960er und 

1970er Jahren begann. Diese Menschen 

weisen jedoch deutliche Schwachstellen 

im Bildungsbereich auf. Das Beispiel der 

vergleichsweise erfolgreichen Spanier zeigt 

allerdings, dass Verbesserungen sowohl in 

der Bildung als auch auf dem Arbeitsmarkt 

möglich sind.  

Der Herkunftsgruppe der ehemaligen 

 Jugoslawen gehören die nach den Türkisch-

stämmigen im Durchschnitt am schlechtesten 

integrierten Personen an. Sie benötigt daher 

besondere Aufmerksamkeit. Da viele von 

ihnen zunächst als Flüchtlinge für eine unbe-

stimmte Zeit kamen, war ihre Bereitschaft, 

sich auf die deutsche Gesellschaft einzu-

lassen, lange Zeit nur schwach ausgeprägt. 

Dieser Migrantengruppe droht ein weiteres 

Abrutschen in die sozialen Randgruppen, 

wenn sie nicht im Bildungsbereich und auf 

dem Arbeitsmarkt massive Fortschritte 

 erzielen. 

9 FAZIT 
  Aus Erfolgen lernen – bekannte Fehler vermeiden
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Am Beispiel der Herkunftsgruppe aus dem 

 Fernen Osten zeigt sich, dass ein hohes 

Bildungsniveau den Integrationsprozess 

 vorantreibt. Dieses Potenzial wird jedoch 

auf dem Arbeitsmarkt bislang viel zu wenig 

ausgeschöpft. Das gilt insbesondere für die 

Frauen, von denen nur knapp die Hälfte dem 

Arbeitsmarkt überhaupt zur Verfügung steht. 

Ähnlich wie in der Herkunftsgruppe aus 

dem Fernen Osten verbirgt sich hinter vielen 

Migranten aus dem Nahen Osten ein großes 

wirtschaftliches Potenzial. Sie sind über-

proportional gut gebildet, allerdings auch 

häufig von Erwerbslosigkeit betroffen. Vor 

allem die hoch Qualifizierten ließen sich 

vermutlich weitaus besser in den Arbeits-

markt integrieren, als dies bisher der Fall ist. 

Der große Anteil nicht erwerbstätiger Frauen 

weist auf die Gefahr hin, dass den nahöst-

lichen Migranten der Zugang zur Mehrheits-

gesellschaft erschwert wird. 

Das schlechte Integrationsergebnis der afri-

kanischstämmigen Migranten zeigt, wie 

dringlich Verbesserungen hier sind. Zwar gibt 

es auch in dieser Herkunftsgruppe einen Teil 

von gut gebildeten, in den Arbeitsmarkt inte-

grierten Migranten, doch ist der Trend rück-

läufig.  Diese Entwicklung ist alarmierend, 

da gerade afrikanischstämmige Zuwanderer 

in Zukunft vermehrt die Zusammensetzung 

der Migranten in Europa bestimmen wer-

den. Das Bevölkerungswachstum auf dem 

afrikanischen Kontinent ist das mit Abstand 

höchste weltweit. Der Wanderungsdruck aus 

Afrika wird nach allen Prognosen wachsen. 

Bereits heute spiegelt er sich in der Zahl von 

Menschen wider, die eine lebensgefährliche 

Fahrt über das Mittelmeer oder den Atlantik 

in Kauf nehmen. 

Auch das regionale Umfeld hat einen großen 

Einfluss auf die Qualität der Integration. Im 

Vergleich der Bundesländer sind Migranten 

dort mit besonderen Schwierigkeiten kon-

frontiert, wo wegen zugrunde gegangener 

Industriezweige auch viele Einheimische 

arbeitslos sind. Eine moderne Wirtschafts-

struktur dagegen bietet die besten Voraus-

setzungen für gute Integration. Länder und 

Städte mit einem gut entwickelten Dienstlei-

stungssektor ziehen qualifizierte Migranten 

an. Zudem wirken eine solche Ökonomie und 

erfolgreiche Vorbilder offenbar auch positiv 

auf die Bildungsmotivation der Kinder von 

Zugewanderten.

Das wichtigste Ergebnis der vorliegenden 

Studie ist somit folgendes: Nicht die eth-

nische Herkunft bestimmt vorrangig die 

Qualität der Integration. Vielmehr existieren 

Faktoren des Scheiterns, die in sozialen 

 Milieus begründet sind und unterschiedlich 

starke Auswirkungen auf die Gruppen haben. 

Diese Faktoren können einzeln auftreten oder 

sich auch gegenseitig verstärken. Die Ursa-

chen dafür können in den Einwanderungsmo-

tiven – wie etwa Flucht, Wirtschafts migration 

oder Anwerbung hoch Qualifizierter – oder 

im Bildungsstand liegen, aber auch in den 

Meinungen und Vorurteilen, die über eine 

bestimmte Gruppe in Deutschland vorherr-

schen. Gruppen, die viele dieser integrations-

hemmenden Faktoren in sich vereinen, fällt 

die Eingliederung in die Gesellschaft beson-

ders schwer. Sie sind in einem komplexen 

System negativer Rückkoppelungen gefangen 

und benötigen besondere Unterstützung, da 

sie ansonsten Gefahr laufen, in Strukturen 

parallel zur Mehrheitsgesellschaft zu landen. 

Wie sich miss-

glückte Integration 

 etablieren kann

Fehlgeschlagene Inte-

gration hat einen kom-

plexen Hintergrund. Im 

Zentrum stehen häufig 

unzureichende Sprach-

kenntnisse und eine 

schlechte Bildung. Die 

davon betroffenen Per-

sonen finden oft keine 

Arbeit und fallen dann 

den Sozialsystemen zur 

Last. Dadurch bestätigen 

sie notgedrungen Vor-

urteile, die in der Mehr-

heitsbevölkerung kur-

sieren. Die Ablehnung, 

die sie dadurch erfahren, 

verschlechtert die Inte-

gration weiter und führt 

im schlimmsten Fall bei 

den Migranten zu einer 

feindlichen Stimmung 

gegenüber der Aufnah-

megesellschaft. 

fehlende 

Sprachkenntnisse

• Abgrenzung zur Mehrheits gesellschaft

• fehlende Identifikation mit Deutschland

• Gewalt

• antidemokratische Tendenzen

• Weitergabe der Integrationsdefizite an die eigenen Kinder

• schlechtes Prestige

• Vorurteile

• fehlende Vorbilder

• fehlende/

 eingeschränkte 

 Arbeitserlaubnis

• keine Aner kennung 

 der Abschlüsse

Abhängigkeit 

vom Sozialstaat

gering gebildete 

Eltern

Perspektivlosigkeit

kulturelle/ethnische 

Verschiedenheit

schwache 

 Bildungsleistung

• niedrige Löhne

• Jobs unter dem 

 Bildungsniveau

• Erwerbslosigkeit
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Zu dieser quer durch die Herkunftsgruppen 

verlaufenden Schnittmenge von Migranten 

mit schwieriger Integrationssituation gehö-

ren die meisten der Türkischstämmigen, viele 

Migranten aus dem ehemaligen Jugoslawien, 

ein Großteil der Afrikaner sowie die bildungs-

schwachen Menschen der Herkunftsgruppe 

aus dem Nahen Osten und zum Teil auch aus 

dem Fernen Osten. Ihnen fehlen verbindende 

Elemente zur Aufnahmegesellschaft – vor 

allem im Hinblick auf die Bildungskultur der 

einheimischen Mittelschicht. Zudem wirken 

sie oft durch andere Religionszugehörig-

keit zusätzlich „fremd“. Hier fehlen direkte 

Anknüpfungspunkte zur Eingliederung, die 

durch eine gewollte Annäherung geschaffen 

werden müssten.

Spiegelbildlich lässt sich die bildungsbe-

zogene, urban ausgerichtete Ober- und 

Mittelschicht ausmachen, zu der viele der 

Migranten aus der EU zählen, aber auch gebil-

dete Migranten aus dem Nahen oder Fernen 

Osten und aus Afrika. Diese Personen gehen 

ihrer Arbeit nach, sind finanziell unabhängig, 

nutzen die Bildungsangebote, stehen der 

Mehrheitsgesellschaft kulturell oder zumin-

dest ideell sehr nahe und vermitteln den 

Deutschen das Gefühl, zur globalisierten Welt 

zu gehören. Es sind all jene, die ohne Zwang 

nach Deutschland kommen und denen der Ar-

beitsmarkt gute Einstiegschancen ermöglicht. 

Als weitere Querschnittsgruppe wäre die 

Gruppe der mittel qualifizierten, aber auf-

stiegsorientierten Zugewanderten zu nennen, 

zu der große Teile der Aussiedler und viele 

südeuropäische Migranten zählen. Auch sie 

finden viele Anknüpfungspunkte an die deut-

sche Gesellschaft. Allerdings bestehen selbst 

für die qualifizierten und motivierten Men-

schen unter ihnen weiterhin höhere Hürden 

auf dem Arbeitsmarkt als für Einheimische. 

Dieser Zustand wird im Allgemeinen als 

gegeben hingenommen und vergleichsweise 

selten kritisiert. 

Integrationsarbeit erfordern vor allem jene, 

die bereits heute zu großen Teilen von der 

Mehrheitsgesellschaft abgekoppelt und 

sozial abgerutscht sind und deren Kinder 

häufig im Bildungssystem scheitern. Zu 

ihnen gehören viele, die schon ihr ganzes 

Leben in Deutschland verbracht haben und 

trotzdem den Anschluss nicht finden. Jene, 

die gerade erst angekommen sind, und denen 

die Türen nicht geöffnet werden. Und jene, 

die längst aufgegeben haben, in Deutschland 

Fuß zu fassen, aber auch nicht mehr in ihre 

ursprünglichen Regionen zurück können, 

weil ihre Heimat kein Land oder keine Nation 

mehr ist sondern vielmehr ein soziales Netz-

werk. Diese Migranten verlieren leicht den 

Kontakt zu ihren Heimatländern und haben 

noch keinen ausreichenden zur Mehrheits-

gesellschaft gefunden. Sie werden Gefangene 

in ihren eigenen Parallelgesellschaften. Im 

schlimmsten Fall beschädigen sie als Bil-

dungsverweigerer, Straftäter oder Personen 

mit staatsfeindlichen Ideologien das Ansehen 

der Mehrheit der Migranten.

Türkische Migranten haben es dabei beson-

ders schwer, denn die Größe und Homoge-

nität ihrer Gruppe führt zu einem doppelten 

negativen Effekt. Die Meisten sind als gering 

gebildete (Gast-)Arbeiter oder im Rahmen 

des Familiennachzugs nach Deutschland 

gekommen. Unter ihnen befinden sich kaum 

Migranten aus der intellektuellen Elite des 

Landes, die als Vorbilder und Brückenbauer 

fungieren könnten. Diese Gemeinsamkeit, 

gekoppelt mit der Größe ihrer Gruppe, er-

möglicht es türkischen Migranten, in sich 

funktionierende Parallelstrukturen aufzubau-

en. Wer möchte, kann in Berlin-Kreuzberg 

oder in Duisburg-Marxloh durch den Alltag 

kommen, ohne ein Wort Deutsch sprechen zu 

müssen. 

Der Rückzug in die eigene Gemeinschaft 

stellt einerseits eine Schutzreaktion gegen 

die Ablehnung der Mehrheitsgesellschaft dar, 

verbaut aber andererseits Chancen auf einen 

sozialen Aufstieg. Für diese Menschen sind 

Maßnahmen der nachholenden Integration 

extrem wichtig. Ihnen ist mit Anerkennung 

ihrer Leistungen und dem Schaffen von 

Vorbildern kaum ausreichend zu helfen. Um 

diesem Problem zu begegnen, braucht es 

zwei Dinge: eine Nulltoleranzstrategie gegen-

über Übergriffen auf das Rechtssystem und 

eine ernst gemeinte Akzeptanz gegenüber 

den besonderen Problemen und Bedürfnis-

sen dieser Gruppen. 

Schon heute haben in einigen Teilen deut-

scher Großstädte über zwei Drittel der unter 

Fünfjährigen einen Migrationshintergrund. 

Was diese Kinder und Jugendliche heute 

erleben, werden sie morgen in die Gesell-

schaft einbringen. Ihre Erfahrungen werden 

sie weitergeben, an ihre Kinder und Enkel-

kinder. Einen derart großen Anteil an nicht-

integrierten Jugendlichen kann sich keine 

Gesellschaft leisten – erst recht keine, in der 

insgesamt die jungen Menschen aufgrund der 

demografischen Entwicklung beständig we-

niger werden. Aus derzeit häufigen negativen 

Erfahrungen müssen darum möglichst viele 

positive werden.

Freilich gilt auch: Mangelnde Integration ist 

kein Alleinstellungsmerkmal von Migranten. 

Viele der hier beschriebenen Probleme 

sind auch unter den vielen perspektivlosen 

Jugend lichen etwa in den ländlichen und 

kleinstädtischen Räumen der neuen Bundes-

länder oder in den westdeutschen Ballungs-

zentren verbreitet.53 Lösungen, Konzepte 

und unkonventionelle Wege, die negativen 

Rückkopplungseffekte auszubrechen, werden 

auch für diese Bevölkerungsgruppe dringend 

gebraucht. 
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Seit Pisa, seit einer Reihe von Integrations-

gipfeln und der Islamkonferenz wird in 

Deutschland intensiver über Integration 

gesprochen. Dazu gehört auch, dass alle 

Beteiligten konkrete Maßnahmen zur Verbes-

serung der Lage von Migranten einfordern. 

Einige davon werden schon seit Jahren und 

auch in anderen Zusammenhängen geäußert, 

so wie die Auflösung des starren dreiglied-

rigen Schulsystems. Manche Vorschläge 

wurden inzwischen zumindest ansatzweise 

umgesetzt, wie die vereinfachte Einbürge-

rung durch das neue Staatsangehörigkeits-

recht von 2000. Die Realität ist von einer 

Politik der kleinen Schritte bestimmt. Sie hat 

bislang zu wenig Bewegung in die Integra-

tionslandschaft gebracht, auch wenn viele 

Debatten stattfanden. Statt diesen weitere 

einzelne  Vorschläge hinzuzufügen, hat das 

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwick-

lung einige  zentrale Herausforderungen für 

die künftige Integra tionspolitik beschrieben, 

die sich aus der  Studie ergeben.

 Gruppenspezifi sche 
 Konzepte: Stärken und 
 Schwächen der einzelnen 
Herkunftsgruppen identifi zieren

Die vorliegende Analyse zeigt, dass die Inte-

gration je nach Herkunftsgruppe unterschied-

lich verläuft und zu verschiedenen Ergebnis-

sen führt. Der IMI macht darüber hinaus 

deutlich, in welchen Bereichen, etwa Bildung 

oder Arbeitsmarkt, spezifische Defizite die-

ser Gruppen zu finden sind. Deshalb wird 

eine allgemeine, für alle Migranten gültige 

Integrationspolitik kaum zu den erwünschten 

Erfolgen führen. Vielmehr ist es notwendig, 

sich den verschiedenen Herkunftsgruppen 

mit maßgeschneiderten Integrationskonzep-

ten zu nähern. 

Diese können im Rahmen der Studie im 

 Detail nicht erarbeitet werden. Dennoch zeigt 

sich, dass beispielsweise der Herkunfts-

gruppe der Aussiedler, deren Defizite haupt-

sächlich im Bereich der höheren Bildung 

liegen, am meisten geholfen wäre, wenn die 

jungen Menschen unter ihnen zu höherer 

Bildung motiviert würden – beispielsweise 

mittels Stipendien oder dualen Ausbildungs-

programmen, in denen Lehre und Studium 

Hand in Hand gehen. Da viele der jungen 

Aussiedler selbst zugewandert sind, müssen 

ihnen zunächst das deutsche Bildungssystem 

näher gebracht und vorhandene Schul-

abschlüsse anerkannt werden.

Anders als die Aussiedler sind die Türkisch-

stämmigen und auch die Migranten aus 

dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens 

meist mit niedrigem Bildungsstand einge-

wandert. Es gibt jedoch kein Argument, dass 

sich an diesem Niveau auch bei den nachfol-

genden Generationen so wenig ändert, wie es 

tatsächlich geschieht. Gerade junge Türkisch-

stämmige müssen die Erfahrung machen, 

dass ein höherer Bildungsabschluss mit Er-

folg belohnt wird – auf dem Arbeitsmarkt und 

in der Gesellschaft. Durch Mentoren-Pro-

gramme Vorbilder zu schaffen, kann dabei 

ein wichtiges Instrument sein. Wo es notwen-

dig ist, sollte die Teilnahme von Eltern an 

Programmen zur Sprachförderung unterstützt 

werden. 

Die Integrationserfolge der teilweise sehr gut 

gebildeten Herkunftsgruppen aus dem 

Nahen und dem Fernen Osten sowie aus 

Afrika lassen vor allem auf dem Arbeitsmarkt 

zu wünschen übrig. Oft sind es Akademiker, 

die keine Jobs finden. Hier fehlt es an der 

Anerkennung von in der Heimat erworbenen 

Qualifikationen beziehungsweise Studien-

abschlüssen. Zusätzlich sollten effiziente und 

unbürokratische Nachqualifizierungspro-

gramme angeboten werden. 

In der afrikanischen Herkunftsgruppe ver-

schlechtern sich die durchschnittlichen Bil-

dungswerte der in Deutschland geborenen 

Migranten deutlich im Vergleich zu denen der 

selbst Zugewanderten. Diese Entwicklung 

geht mit einer sehr hohen Jugenderwerbs-

losigkeit einher. Um zu vermeiden, dass sich 

stereotype Vorstellungen in der Aufnahme-

gesellschaft verstetigen, sind für afrikanische 

10 DAS PROBLEM IST 
 DIE CHANCE 
 
Herausforderungen für eine künftige Integrationspolitik

1

K
A

P
IT

E
L 

10



84  Ungenutzte Potenziale

Migranten spezielle Berufseinstiegs- und 
Ausbildungsprogramme notwendig, um emo-
tionale Barrieren bei der Integration dieser 
Gruppe zu beseitigen. Gerade hier sind er-
folgreiche Vorbilder wichtig und sollten mehr 
Publizität erlangen.

Auch mit dem Rollenverständnis von Frauen 
und Männern in vielen Herkunftsgruppen 
muss sich intensiver auseinandergesetzt 
werden, um dem hohen Anteil der Frauen 
ohne Bildungsabschluss unter den Migranten 
zu begegnen. Eine Ursache für diese, hierzu-
lande als problematisch eingestuften Rollen-
bilder könnte zum Teil in religiösen Werte
vorstellungen liegen.
 
Selbst für die Gruppe von Personen aus den 
Weiteren Ländern der EU-25, deren im 
Rahmen der vorliegenden Studie einziges, 
erkennbares Problem in der Jugenderwerbs-
losigkeit liegt, empfehlen sich spezifische 
Konzepte: Hier wären Programme für 
Berufseinsteiger sinnvoll, die gezielt die 
Kompetenzen der oft mehrsprachigen jungen 
Europäer nutzen. 

	 Bildungssystem reformieren: 
	 Schulen als 
	 Integrationszentren

Ohne ausreichende Bildung ist erfolgreiche 
Integration kaum möglich – das ist lange 
bekannt und wird auch durch diese Studie 
bestätigt. Bildung ist also ein notwendiger 
Schlüssel für eine erfolgreiche Integration, 
aber kein hinreichender. Die Ergebnisse des 
IMI zeigen deutlich, dass auch gut gebildete 
Migranten sich zum Teil nur schwer auf dem 
Arbeitsmarkt behaupten können. Bildung 
muss also immer im Zusammenhang mit der 
zukünftigen Erwerbstätigkeit gesehen 
werden.

Doch die Theorie steht in einem eklatanten 
Widerspruch zur Praxis: Dem Bewusstsein 
der gesellschaftlichen Schlüsselrolle von 

Bildung sind bisher kaum Maßnahmen ge-
folgt, die das Problem an der Wurzel packen. 
Einzelne Erfolge beruhen häufig auf dem 
Engagement von individuellen Akteuren wie 
Lehrkräften, Schuldirektoren, Eltern oder 
Sozialarbeitern. Doch in Wirklichkeit müsste 
das gesamte System Schule umgedacht und 
umgestaltet werden – hin zu einem Zentrum, 
das sich zugleich um die Bildung, die soziale 
Kompetenz und die Integration verdient 
macht – bei allen Kindern. Denn auch bei 
einheimischen Kindern entscheidet in 
Deutschland das soziale und intellektuelle 
Niveau des Elternhauses so stark wie in kei-
nem OECD-Staat über den Lernerfolg. 

Dafür ist es nötig, Schule nicht mehr als reine 
Bildungsanstalt für Kinder und Jugendliche zu 
betrachten, sondern als Knotenpunkt gesell-
schaftlichen und staatlichen Engagements. 
Schulen sollten zu Integrationszentren 
ausgebaut werden, denn sie sind die ein-

zigen öffentlichen Einrichtungen, die diese 
Aufgabe übernehmen können. Schule ist für 
alle Kinder verpflichtend. Nur über sie lassen 
sich auch alle Eltern ansprechen. 

Schule sollte daher mehr bieten als Unter-
richt: Projektarbeit, Weiterbildungs- und 
Freizeitangebote, Integrationsbeauftragte, 
Beratungsdienste für Schüler und Eltern, all 
das sollte unter dem Dach der Schule zur 
Verfügung stehen. Schule ist in jedem Fall als 
Ganztageseinrichtung zu sehen, die auch in 
den Ferien Dienste anbietet.

Darüber hinaus sollte das Fachpersonal 
möglichst genauso bunt gemischt sein wie 
die Schülerschaft. Also braucht es mehr 
Männer und mehr Personen mit Migrations-
hintergrund in den Lehrberufen. 

Vorbild Kanada

Eine Schule im kanadischen Toronto hat vorgemacht, wie sich die Idee einer Schule als 
Integrationseinrichtung umsetzen lässt. In einem der größten Einwanderungsländer – in 
Kanada leben mittlerweile etwa sechs Millionen Zugewanderte aus nahezu allen Ländern 
der Welt – bietet die Schule Migranten aller Altersklassen Unterstützung an. Im Klein-
kindalter erlernen Migranten die englische Sprache und spielen mit gleichaltrigen Ein
heimischen, so dass beide Gruppen, wenn sie in die Schule kommen, die gleichen Start-
bedingungen haben, dem Unterricht zu folgen. 

In der Schule können sich Eltern informieren und austauschen: Über das neue Land, über 
Arbeitsmöglichkeiten, Sprachunterricht und Kinderbetreuung sowie über Weiterbildungs
angebote und den Wohnungsmarkt. Aber auch über die medizinischen Angebote, über 
Impfprogramme und Ernährungsfragen. Hierzu bietet eine Integrationsberaterin in der 
Schule ihre Dienste an. 

2,8 Millionen Dollar stellt die Schulbehörde für das Programm zur Verfügung. Klassen 
wurden verkleinert, Lehrerfortbildungen organisiert, eine durchgängige Sprachförderung 
für Kinder jeden Alters eingeführt, Nachhilfe durch Tutoren angeboten und Lehrer mit 
Migrationshintergrund angeworben. In den Sommerferien bleibt die Schule geöffnet und 
organisiert zahlreiche Freizeitaktivitäten für die Kinder und weitere Beratungsdienste für 
die Eltern. Für dieses Engagement erhielt die Firgove Public School in Toronto den Carl 
Bertelsmann-Preis 2008.54
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Leistungen sollten stärker bekannt gemacht 

und anerkannt werden. Dies baut einerseits 

Vorurteile ab, andererseits motiviert es Mi-

granten zu ähnlichen Erfolgen. Von Stif-

tungen finanzierte Stipendienprogramme 

und Förderwettbewerbe für Migranten 

weisen den richtigen Weg. Ein übergeord-

neter staatlicher Fond könnte diese Projekte 

ausweiten.

Einbürgerungen zu erleichtern ist ein Si-

gnal an Migranten, dass sie willkommen 

und erwünscht sind. Dazu gehört, dass in 

Deutschland geborene Kinder, unabhängig 

von der Herkunft oder dem Pass ihrer Eltern, 

die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten. 

Diese Einbürgerung nach dem ius soli 

dient in Frankreich oder in den Vereinigten 

Staaten dazu, dass sich Migranten schneller 

und besser mit der Aufnahmegesellschaft 

 identifi zieren.

Unabhängig der Herkunft gibt es eine be-

stimmte Untergruppe von Migranten, die sich 

aus verschiedenen Gründen der Integration 

widersetzt. In dieser Gruppe finden sich 

vermehrt junge – überwiegend männliche 

– Bildungsverweigerer sowie Personen, 

die hiesige Gesetze, unter anderem in Hin-

blick auf die Gleichstellung von Frauen und 

Männern miss achten, die der Aufnahme-

Verschiedene internationale Bildungsver-

gleichsstudien haben immer wieder beklagt, 

dass das deutsche dreigliedrige Schulsystem 

nicht durchlässig genug ist, um jedem Kind 

die Chance zu eröffnen, aus seinen Fähig-

keiten das Beste herauszuholen. Betroffen 

davon sind vor allem Kinder aus sozial 

schwachen Haushalten, darunter viele Mi-

granten. Das dreigliedrige System sollte da-

her durch ein System abgelöst werden, das es 

möglich macht, über die gesamte Schulphase 

je nach Leistung verschiedene Bildungswege 

– Abitur, Real- oder Hauptschulabschluss – 

einzuschlagen. 

 Vielfalt nutzen: 
 Parallelgesellschaften 
 entgegenwirken

In der vorliegenden Studie ist viel von Proble-

men und Defiziten im Rahmen der Integra-

tion die Rede. Dennoch sind Migranten 

grundsätzlich eine Bereicherung für die Ge-

sellschaft, weil sie die kulturelle Evolution 

begünstigen.55 Chancengleichheit muss des-

halb nicht nur angeboten, sondern auch 

durchgesetzt werden. Das aber funktioniert 

nur, wenn einerseits die Migranten die ihnen 

angebotenen Chancen auch ergreifen. 

Anderer seits sind Arbeitgeber, Verbände, 

Parteien, Vereine, die Politik und jeder einzel-

ne Bürger aufgefordert, Migranten in existie-

rende soziale und wirtschaftliche Verbünde 

einzubinden. Die von der Bundesregierung 

initiierte „Charta der Vielfalt“ zielt in die 

richtige Richtung. Dabei handelt es sich um 

ein Bekenntnis der unterzeichnenden Unter-

nehmen, kulturelle und soziale Vielfalt als 

Gewinn in ihrem Handlungsbereich zu akzep-

tieren und zu fördern.56 

Daher ist es wichtig, dass sich Migranten und 

Einheimische schon im Kindergartenalter auf 

gleicher Augenhöhe begegnen. Gerade Kin-

der aus Migrantenfamilien besuchen jedoch 

relativ selten Kinderkrippen und -gärten und 

haben oft wenige Chancen, Deutsch als Um-

gangssprache zu erlernen. Ein Vorschul-

besuch sollte daher für alle Kinder 

 verpflichtend und kostenlos eingeführt 

 werden, so wie es zum Beispiel in den 

 Niederlanden der Fall ist. Außerdem sollten 

Familien ermutigt werden, ihren Kindern 

bereits vom dritten Lebensjahr an einen 

vorschulartigen Kindergartenbesuch zu er-

möglichen, ähnlich wie es in Frankreich mit 

der „école maternelle“ seit langem üblich ist. 

Fundierter als bisher müssen die Pädagogen 

für die frühkindliche interkulturelle Erzie-

hung ausgebildet  werden.

Für Jugendliche sind Austauschprogramme 

wie Klassenfahrten und Partnerschaften 

mit den Herkunftsregionen der in Deutsch-

land lebenden Migranten wichtig. Aber auch 

 Mentoren-Programme sollten weiter geför-

dert und ausgebaut werden. In deren Rah-

men können ältere Schüler, Studenten oder 

Berufstätige, die den Sprung in die Mehr-

heitsgesellschaft geschafft haben, jüngere 

Menschen gleicher Herkunft für eine Zeit lang 

an die Hand nehmen und sie aus eigenen 

Erfahrungen lernen lassen. 

Menschen mit Migrationshintergrund sollten 

nicht nur das Straßenbild prägen, sondern 

auch das öffentliche, gesellschaftliche, poli-

tische und wirtschaftliche Leben. Ihre 

3

Chancengleich an französischen Grundschulen

Die école maternelle, die französische „Vorschule“, hat eine lange Tradition. Im Jahr 1881 

gegründet besteht sie bis heute als kostenloses Angebot. Das Ziel: Ein landesweit einheit-

liches Bildungsniveau der zukünftigen Grundschüler zu erreichen – unabhängig vom 

 Elternhaus der Kinder. Die école maternelle ist nicht verpflichtend, doch 99 Prozent der 

kleinen Franzosen im Alter von drei bis fünf Jahren besuchen sie auf Wunsch der Eltern – 

vor allem, weil die französische Grundschule das hier gewonnene Wissen als bekannt 

voraussetzt. Von 8 bis 16.30 Uhr werden die Kinder Wochentags betreut, eine warme 

Mahlzeit inklusive. Die Unterrichtszeit beträgt 26 Stunden pro Woche, dazwischen wird 

gespielt. Die Lehrer, die jeweils eine Klasse betreuen, sind die ganze Zeit anwesend und 

werden von einer weiteren Fachkraft unterstützt. Sie haben ein Studium absolviert, zu-

sätzliche Kenntnisse in frühkindlicher Pädagogik erworben und könnten damit auch in 

jeder anderen Grund- oder Realschule unterrichten.
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gesellschaft feindlich gegenüberstehen, 

 fundamentalistische Ideen durchsetzen wol-

len oder kriminell werden. Diese Gruppe der 

Rechtssprechung, den Jugendstrafanstalten 

und den Abschiebegesetzen zu überlassen, 

löst das Problem nicht. Konzepte für diese 

Problemgruppe zu erarbeiten, sprengt die 

Möglichkeiten dieser Studie. Doch es ist 

notwendig, dass Politik, Zivilgesellschaft und 

Sozialwissenschaft gemeinsam an solchen 

Fragen arbeiten. 

 Grundlagenwissen 
 erweitern:   
 Datenlage verbessern

Der Index zur Messung von Integration (IMI) 

in seiner jetzigen Form kann Integrations-

erfolge recht gut messen, lässt aber noch 

viele Fragen offen. Grund hierfür ist in erster 

Linie die Datenlage in Deutschland. Zwar 

werden verschiedene statistische Erhe-

bungen durchgeführt, ihnen fehlt aber oft 

eine Vergleichsbasis und sie unterscheiden 

nur selten nach Migrationshintergrund. Gene-

rell wird in der amtlichen Statistik zwischen 

„Deutschen“ und „Ausländern“ unterschie-

den, was wenig über Anzahl und sozio-

ökonomische Eigenschaften der Migranten 

insgesamt aussagt.

Ohne fundierte Daten lassen sich Zusammen-

hänge nicht ergründen und wird die Chance 

vertan, aus Fehlern zu lernen. Was derzeit 

fehlt, ist eine flächendeckende und zusam-

menhängende Datenbank, aus der sich ano-

nyme Informationen aus dem Erwerbsleben, 

dem gesellschaftlichen und familiären Leben, 

der Bildung, der Religion und eben der Her-

kunft erschließen lassen. 

Das Berlin-Institut schlägt daher vor, bei 

amtlichen statistischen Erhebungen zukünf-

tig den Migrationshintergrund einer Person 

über den eigenen Geburtsort und den der 

Eltern zu erfragen. Zusätzliche Informationen 

wie das Jahr der Einwanderung oder der 

Einbürgerung sollten zur tieferen Analyse 

weiterhin erhoben werden.

Für Deutschland ist der Mikrozensus eine 

gute Datenquelle. Doch es fehlen Angaben, 

die für eine genauere Bestimmung der Inte-

grationssituation und Lebenswirklichkeit von 

Migranten unbedingt nötig sind. Indikatoren, 

die aus diesem Grund nicht nur in den kom-

menden Mikrozensen, sondern auch bei der 

geplanten EU-weiten Volkszählung 2010/11 

erfragt werden sollten, wären: 

1. Sprachkenntnisse und Sprachgebrauch

Die Integrationsbedeutung ausreichender 

Sprachkenntnisse wird wissenschaftlich und 

politisch nicht angezweifelt. Es ist daher 

notwendig zu erfahren, in welchen Regionen 

und bei welchen Herkunftsgruppen die größ-

ten Probleme mit der deutschen Sprache 

bestehen. 

2. Religiöse Zugehörigkeit 

Mögliche positive oder negative Zusammen-

hänge zwischen gelebter Religion und 

Integra tion lassen sich nur erforschen, wenn 

sich die Zugehörigkeit zu einer Religions-

gemeinschaft mit den soziökonomischen 

Eigenschaften der entsprechenden Gruppe 

vergleichen lässt.

3. Aufenthaltsstatus

Der Aufenthaltsstatus kann bewirken, dass 

jemand von öffentlichen Unterstützungen wie 

Asylbewerberleistungen abhängt, nicht ar-

beiten darf oder sich nicht aktiv im Hinblick 

auf eine Integration engagiert. Analysen 

dieser Zusammenhänge können dazu beitra-

gen, dass Aufenthaltsbedingungen im Sinne 

einer  effizienten Integration in den Arbeits-

markt verbessert werden.

4. Besuch von Kindergärten 

Um herauszufinden, wie und wo Lerndefizite 

von Kindern entstehen, ist es wichtig, von 

Anfang an verfolgen zu können, wie sich 

einheimische und Kinder von Migranten im 

Bildungs system und in Abhängigkeit von 

vorschulischen Einrichtungen entwickeln. 

5. Kinderzahlen 

Trotz aller Diskussion um den demogra-

fischen Wandel hat die Statistik bis dato nicht 

abgefragt, wie viele Kinder die Menschen in 

Deutschland haben. Die neueste, noch nicht 

veröffentlichte Erhebung des Mikrozensus hat 

diese Frage erstmals gestellt. Das gleiche 

sollte unbedingt bei der kommenden Volks-

zählung wiederholt werden. Denn diese Zah-

len sind notwendig, um die gesellschaftliche 

Entwicklung voraussagen zu können, zum 

Beispiel für die Kommunal- und Schul-

planung. Zudem sollte man wissen, wie sich 

die Bevölkerung in den unterschiedlichen 

Bildungsschichten oder Herkunftsgruppen 

zahlmäßig entwickelt, um rechtzeitig Integra-

tionsmaßnahmen einleiten zu können.
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DEFINITORISCHE ABGRENZUNGEN 
UND METHODIK
Abgrenzung der Personen mit 
 Migrationshintergrund

Im Mikrozensus 2005 werden zur Abgren-

zung des Migrationshintergrundes folgende 

Aspekte erfragt: Geburtsort im In- oder Aus-

land, im Falle einer Zuwanderung nach 1949 

(die Migrationsbewegungen davor werden 

den Kriegsfolgen zugeschrieben) das Zuwan-

derungsjahr, Staatsbürgerschaft und im Falle 

einer Einbürgerung das Einbürgerungsjahr so-

wie die vorherige Staatsbürgerschaft. Diese 

Kriterien werden für jedes Haushaltsmitglied 

erhoben. Wenn eine Person mit seinen Eltern 

zusammenlebt, wird also automatisch auch 

deren Einwanderungsgeschichte erfragt. 

Anders ist es, wenn die Eltern nicht im 

gleichen Haushalt leben beziehungsweise 

verstorben sind. Deren Migrationshinter-

grund wird im Mikrozensus 2005 in einem 

Sonderteil erfragt, sofern sie nach 1959 

zugewandert sind. In diesem Fall werden 

zusätzlich das Zuwanderungsjahr, die Staats-

bürgerschaft und bei Einbürgerung auch 

das Einbürgerungsjahr sowie die vorherige 

Staatsbürgerschaft erhoben. Wird angege-

ben, dass die Eltern nicht nach 1959 nach 

Deutschland zugewandert sind, bleibt offen, 

ob sie in Deutschland geboren wurden oder 

ob sie im Ausland verblieben sind. 

In Anlehnung an das Statistische Bundesamt 

werden als Personen mit Migrationshinter-

grund Mitglieder folgender Personengruppen 

definiert:

• Alle ausländischen Staatsbürger.

• Alle eingebürgerten Deutschen.

• Alle Nachkommen der ersten beiden Fälle, 

unabhängig davon, ob sie selbst zugewan-

dert sind oder schon in Deutschland gebo-

ren wurden. Allerdings können Personen, 

deren Migrationshintergrund nur über die 

Eigenschaften der Eltern definiert ist, die-

sen nicht weitervererben. Ihre Kinder gelten 

dann als Einheimische.

• Im Ausland geborene Deutsche, wenn die 

Vermutung nahe liegt, es handelt sich um 

Aussiedler (siehe Definition Aussiedler).

Deutsche von Geburt, die in Deutschland ge-

boren wurden, bekommen auch dann keinen 

Migrationshintergrund zugeschrieben, wenn 

sie sich vorübergehend im Ausland aufgehal-

ten haben (so genannte Rückkehrer).

Aus dieser Definition ergeben sich zwei 

 Untergruppen, die sich nicht auf Anhieb 

eindeutig zuordnen lassen:

1. Die erste Untergruppe stellen die gebür-

tigen Deutschen dar, die nicht in Deutsch-

land geboren wurden. Dafür können zwei 

 Ursachen verantwortlich sein:

a. Die Eltern der jeweiligen Person sind 

Deutsche, die sich bei der Geburt des Kindes 

nur vorübergehend im Ausland aufgehalten 

haben.

b. oder es handelt sich um Statusdeutsche, 

also um Aussiedler.

Um die im Ausland geborenen Kinder von 

Deutschen nicht als Personen mit Migra-

tionshintergrund zu zählen, werden bei 

dieser Konstellation die Migrationseigen-

schaften der Eltern geprüft. Sind beide 

Elternteile nicht zugewandert und Deutsche 

von Geburt an, wird vom ersten Fall aus-

gegangen. Hat ein Elternteil dagegen eine 

ausländische Staatsbürgerschaft, ist einge-

bürgert und/oder selbst zugewandert, wird 

vom zweiten Fall ausgegangen. 

Schwierig wird diese Abgrenzung, wenn 

die Eltern der betreffenden Personen nicht 

im gleichen Haushalt leben, da dann unklar 

bleibt, ob nicht zugewanderte Elternteile 

im Herkunftsland verblieben sind oder als 

gebürtige Deutsche in Deutschland leben. In 

Anlehnung an das Statistische Bundesamt 

wird in diesem Fall prinzipiell von der Varian-

te 1.a. ausgegangen. 

2. Die zweite Untergruppe bezieht sich auf 

eine nicht unbedeutende Anzahl der im 

Mikro zensus Befragten, die angegeben ha-

ben, eine ausländische Staatsbürgerschaft 

beziehungsweise die deutsche durch Einbür-

gerung zu besitzen und im Ausland geboren 

zu sein. Beim Zuzugsjahr geben sie jedoch 

an, nicht zugewandert zu sein beziehungs-

weise weniger als sechs Monate im Ausland 

gelebt zu haben. Damit würden diese Per-

sonen zur zweiten Generation der Migranten 

zählen, die nicht selbst zugewandert sind. 

Theoretisch könnte dies der Fall sein, wenn 

die Mutter dieser Personen nur für die Geburt 

ins Ausland gereist ist und in den ersten 

sechs Lebensmonaten des Neugeborenen 

nach Deutschland zurückgekehrt ist. Diese 

Fälle werden nur zur der zweiten Generation 

gezählt, wenn für die jeweiligen Eltern keine 

Zuwanderung festgestellt werden kann. Es 

wird dann davon ausgegangen, dass diese 

Personen selbst zugewandert sind, aber das 

Zuwanderungsjahr falsch angegeben haben.
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Abgrenzung der Herkunftsgruppen

Die vorliegende Studie unterscheidet acht 

verschiedene Herkunftsgruppen: Aussiedler, 

Türkei, Weitere Länder der EU-25, Südeuro-

pa, ehemaliges Jugoslawien, Ferner Osten, 

Naher Osten, Afrika. Zu den sonstigen 

Herkunftsregionen, die hier nicht näher 

betrachtet wurden, gehören: europäische 

Länder, die nicht der EU-25 angehören (zum 

Beispiel  Norwegen, die Schweiz, Island, 

Rumänien und Bulgarien), Russland (sofern 

die Migranten nicht als Aussiedler definiert 

wurden), Nord-, Mittel- und Südamerika 

sowie Australien.

Abgrenzung der Aussiedler

Die erhobenen Merkmale im Mikrozensus 

2005 lassen eine eindeutige Identifizierung 

von Aussiedlern nicht zu. Das liegt zum Teil 

daran, dass der Fragenkatalog nicht eindeu-

tig unterscheidet, ob ein Aussiedler zu den 

gebürtigen deutschen Staatsbürgern oder 

zu den Eingebürgerten zählt. Das Berlin-

Institut betrachtet daher für diese Studie  die 

Mitglieder folgender Personengruppen als 

zugewanderte Aussiedler:

1. Alle nicht in Deutschland geborenen, ein-

gebürgerten Deutschen, welche die Einbürge-

rung innerhalb der ersten drei Jahre erhalten 

haben und vorher die Staatsangehörigkeit 

aus der Russischen Föderation und anderen 

Ländern der ehemaligen Sowjetunion sowie 

aus Polen, Rumänien, der Slowakei, der 

Tschechischen Republik, Ungarn, und dem 

ehemaligen Jugoslawien besessen haben.

2. Alle nicht in Deutschland geborenen, ein-

gebürgerten Deutschen, die keine Angaben 

zum Einbürgerungsjahr und/oder der Staats-

angehörigkeit vor der Einbürgerung gemacht 

haben sowie alle nicht in Deutschland gebo-

renen Deutschen von Geburt, für die einer 

der folgenden Fälle zutrifft:

a. Ein Elternteil ist zugewandert, hat die deut-

sche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung 

innerhalb der ersten drei Jahre erworben 

und vorher die Staatsangehörigkeit aus der 

Russischen Föderation oder anderen Ländern 

der ehemaligen Sowjetunion oder aus Polen, 

Rumänien, der Slowakei, der Tschechischen 

Republik, Ungarn oder dem ehemaligen 

Jugoslawien besessen. Wird der Status als 

Aussiedler durch einen Elternteil bestimmt, 

der nicht im selben Haushalt lebt, muss aus 

Gründen der Datengrundlage des SUF des 

weiteren Bulgarien als mögliches Herkunfts-

land berücksichtigt werden. 

b. Ein Elternteil ist zugewandert und hat die 

deutsche Staatsangehörigkeit von Geburt an.

c. Ein Elternteil ist nicht zugewandert, lebt 

aber außerhalb des Haushaltes. Hier ist im 

Gegensatz zu den Elternteilen im Haushalt 

eine genauere Betrachtung der Staatsange-

hörigkeit etc. nicht möglich. In Anlehnung an 

die Definition des Statistischen Bundesamtes 

wird angenommen, dass es sich dabei um im 

Herkunftsland verbliebene Eltern von Aus-

siedlern handelt.

Zu den in Deutschland geborenen Kindern 

der zugewanderten Aussiedler (zweite Gene-

ration) zählen alle in Deutschland geborenen 

Deutschen von Geburt mit mindestens einem 

Elternteil, der:

a. im selben Haushalt lebt und dem der 

Aussiedlerstatus der ersten Generation zuge-

schrieben wurde oder

b. außerhalb des Haushalts lebt, zugewandert 

ist, innerhalb der ersten drei Jahre eingebür-

gert wurde und vorher die Staatsangehörig-

keit der Russischen Föderation oder anderen 

Ländern der ehemaligen Sowjetunion oder 

aus Bulgarien, Polen, Rumänien, der Slo-

wakei, der Tschechischen Republik, Ungarn 

oder dem ehemaligen Jugoslawien besessen 

hat oder 

c. außerhalb des Haushalts lebt, zugewandert 

und gebürtiger Deutscher ist.
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Abgrenzung der Vertrauensberufe

Als Vertrauensberufe hat das Berlin-Institut 
für Bevölkerung und Entwicklung für diese 
Studie klassifiziert: Bankfach-, Versiche-
rungsfach- und Bausparkassenleute, Abge-
ordnete, Minister, Wahlbeamte, Verbands-
leiter, Funktionäre, Verwaltungsfachleute im 
gehobenen und höheren Dienst, Unterneh-
mer, Geschäftsführer, Geschäftsbereichslei-
ter, Direktionsassistenten, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater, Juristen (Richter, Staats-, 
Amtsanwälte, Beschäftigte im gehobenen 
Justizdienst, Rechtsvertreter und -berater), 
Vollstreckungs- und Vollzugsbedienstete, 
Soldaten, Grenzschutz-, Polizeibedienstete, 
Berufsfeuerwehr- und Brandschutzfachleute, 
Kapitäne, Publizisten, Ärzte, Zahnärzte, 
Tierärzte, Apotheker, Heilpraktiker, Heil
pädagogen, Psychologen, Lehrer (an Grund-, 
Haupt-, Real-, Sonderschulen, Gymnasien, 
berufsbildende Schulen sowie für musische 
Fächer und Sport), Erzieher, Sozialarbeiter 
und –pädagogen, Geistliche, Seelsorge- und 
Kulthelfer, Ordensbrüder und –schwestern. 

Einschränkungen des 
Scientific Use File

Die Daten des Mikrozensus stehen Wis-
senschaftlern nur in einer 70-prozentigen 
Stichprobe zur Verfügung, dem so genannten 
Scientific Use File (SUF). In diesem Daten-
satz wird jede befragte Person als ein „Fall“ 
behandelt, dem die jeweiligen Antworten 
zugeordnet sind. Aus datenschutzrechtlichen 
Gründen wurden in dem SUF allerdings bei 
einigen Fragen die Antwortmöglichkeiten 
zusammengefasst, um zu vermeiden, dass 
einzelne befragte Personen zurückverfolgt 
werden können. Dadurch können die Be-
rechnungen dieser Studie zum Teil leicht von 
offiziellen Statistiken abweichen, die sich in 
der Regel auf das 100-prozentige Grundfile 
des Mikrozensus beziehen. 

Seit dem Mikrozensus 2005 wird alle vier 
Jahre in einem Sonderteil die Migrations-
erfahrung und Herkunft der Eltern erfragt, 
die nicht im selben Haushalt leben. Knapp 
vier Prozent aller Personen mit Migrations
hintergrund wurden über diesen Zusatzteil 
definiert. Dieser kleine Teil kann bei fol-
genden Untersuchungen für die Jahre 2006 
bis 2008 nicht berücksichtigt werden.  

Berechnung des IMI

Der Index zur Messung von Integration (IMI) 
setzt sich aus 20 Indikatoren zusammen. 
Davon messen 14 den prozentualen Anteil 
von Personen innerhalb einer Herkunftsgrup-
pe, die ein bestimmtes Merkmal erfüllen. Der 
Indikator „Individualeinkommen“ misst die 
am stärksten besetzte Einkommensklasse 
(Modalwert) je Gruppe. Für fünf der Indi-
katoren wurde außerdem die Veränderung 
des prozentualen Anteils von den selbst 
Zugewanderten einer Herkunftsgruppe zu 
den in Deutschland Geborenen gemessen. 
Für jeden Indikator wurde eine Bewertungs-
skala von 1 bis 8 entwickelt, der die erreich-
ten Prozentwerte zugeordnet wurden. Die 
Ober- und Untergrenze dieser Skalen wurde 
unter Berücksichtigung der vorkommenden 
Streuung der Werte und dem Wert, den die 
einheimische Bevölkerung erreicht, in einem 
Diskussionsprozess innerhalb des For-
schungsteams festgelegt. Die Skalenstufen 
fallen dabei innerhalb eines Indikators immer 
gleich groß aus.

Die Endbewertung der Integrationssituation 
einer Herkunftsgruppe ergibt sich aus dem 
Durchschnittswert aller 20 Skalenwerte.
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Altersgruppen

Die Studie unterscheidet zwischen Kindern (bis 

einschließlich 14 Jahre), der erwerbstätigen Bevölke-

rung (zwischen 15 und 64 Jahren) und den Älteren 

(älter als 64 Jahre). In einigen Kapiteln werden 

außerdem die Jugendlichen (zwischen 15 und 24 

Jahren) gesondert betrachtet.

Assimilation 

Dieser Begriff wird in der vorliegenden Studie zur 

Beschreibung der rechtlichen und persönlichen 

Annäherung zwischen Migranten und Einheimischen 

verwendet. Im Index zur Messung von Integration 

(IMI) umfasst er die Indikatoren „deutsche Staats-

bürgerschaft“ und „bikulturelle Ehen“.

Aussiedler 

Als „Aussiedler“ gelten deutsche oder deutsch-

stämmige Minderheiten, die in Osteuropa gelebt 

haben, bevor sie nach Deutschland gekommen sind. 

Sie haben einen Rechtsanspruch auf Einbürgerung 

und erhalten umfangreiche Eingliederungshilfen. Die 

deutschen oder deutschstämmigen Migranten, die 

nach 1993 eingewandert sind, heißen offiziell 

 „Spätaussiedler“. Zur Vereinfachung werden in 

dieser Studie auch „Spätaussiedler“ als „Aussiedler“ 

bezeichnet.  

Bikulturelle Ehen

Wenn Ehepartner verschiedene Nationalitäten besit-

zen, spricht man von „bikulturellen Ehen“. In dieser 

Studie bezieht sich der Begriff auf Ehen, in denen ein 

Ehepartner einen Migrationshintergrund hat und der 

andere Einheimischer ist. 

Bildungsniveau

Die Studie unterscheidet drei Gruppen nach Bildungs-

niveau: die hoch Gebildeten, die eine akademische 

Ausbildung aufweisen, die mittel Gebildeten mit 

Realschul- oder Gymnasialabschluss und die gering 

Gebildeten, die entweder nur einen Hauptschulab-

schluss erreicht oder die Schule abgebrochen haben.

Familien

Als Familie zählt ein Haushalt, in dem ledige Kinder 

leben. Von „Großfamilie“ wird in der Studie gespro-

chen, wenn mehr als drei ledige Kinder zum Haushalt 

gehören.

Einheimische

Als „Einheimische“ bezeichnet die Studie Menschen, 

die in Deutschland geboren sind, die deutsche 

Staatsangehörigkeit von Geburt an besitzen und 

deren Eltern ebenfalls beide hier geboren sind sowie 

die deutsche Staatsangehörigkeit von Geburt an 

besitzen.

Erste und zweite Generation

Der in dieser Studie verwendete Generationenbegriff 

unterscheidet zwischen den selbst Zugewanderten 

(erste Generation) und den schon in Deutschland 

geborenen Personen mit Migrationshintergrund 

(zweite Generation).

Haushalte und Lebensformen

Alle Personen, die in einer Wohneinheit zusammen 

leben, bilden einen Haushalt. Innerhalb von 

 Haushalten werden verschiedene Lebensformen 

unterschieden, zum Beispiel allein stehende 

 Personen, Paare oder Familien. Diese Studie defi-

niert außerdem die Mehr-Generationen-Haushalte 

– also Haushalte, in denen direkt verwandte Per-

sonen aus mindestens drei Generationen leben – als 

eine Lebensform. Generell ist es möglich, dass 

mehrere Lebensformen einen Haushalt bilden. Dies 

kommt jedoch nur in knapp vier Prozent aller 

 ausgewerteten Fälle dieser Studie vor. Daher wer-

den die beiden Begriffe meist synonym  verwendet. 

IMI

Der Index zur Messung von Integration (IMI) ist ein 

vom Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung 

entworfenes Instrument, das die Integrationssitua-

tion verschiedener Migrantengruppen misst. Zur 

näheren Beschreibung siehe Kapitel 3 und  Anhang.

Ius soli

Dem ius soli (wörtlich: „Recht des Bodens“) zufolge 

erhält jede in einem Land geborene Person die 

einheimische Staatsbürgerschaft – unabhängig 

von der Staatsbürgerschaft der Eltern. Das ius soli 

wird unter anderem in Frankreich und in den USA 

 angewandt. 

Migrationshintergrund und Migranten

Menschen, die selbst zugewandert sind oder von 

denen mindestens ein Elternteil zugewandert ist, 

haben einen Migrationshintergrund. Sie sind nicht-

deutscher Herkunft – mit Ausnahme der Aussiedler. 

Diese Studie verwendet den Ausdruck „Migrant“ als 

Synonym für „Personen mit Migrationshintergrund“. 

Zur besseren Lesbarkeit werden ebenfalls gleich-

bedeutende Umschreibungen wie „mit türkischem 

Migrationshintergrund“, „türkischstämmig“, 

 „türkischer Herkunft“ und „türkischer Migrant“ 

gebraucht. Gemeint sind jeweils Menschen, die 

einen Migrationshintergrund aus der entspre-

chenden Herkunftsgruppe aufweisen.

Nachholende Integration

Der Integrationsbedarf von Migranten, die schon 

lange in Deutschland leben oder hier geboren sind, 

wurde bis vor kurzem ignoriert. Der Begriff „nach-

holende Integration“ bezeichnet Maßnahmen, die 

diese Versäumnisse gezielt aufholen sollen.

Parallelgesellschaft

In dieser Studie werden Parallelgesellschaften als 

Migrantengruppen definiert, die weitgehend 

 ethnisch-kulturell homogen sind und sich sozial, 

zum Teil auch räumlich von der Mehrheitsgesell-

schaft abtrennen.

 GLOSSAR

Um den Lesefluß zu erleichtern, verzichtet diese 

 Studie im Allgemeinen auf die besondere Nennung 

beider Geschlechterformen (zum Beispiel: Migrantin 

und Migrant). Nur wenn die Geschlechterzugehörig-

keit eine besondere Rolle spielt, wird die korrekte 

Bezeichnung verwendet.
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++++ rund ein Fünftel der Bevölkerung hat Migrationshintergrund +++ viele Selbstständige unter den Migranten aus Nahost +++ Hessen integriert am besten +++ türkische Migranten haben den höchsten Nachholbedarf +++ Bildung ist der Schlüssel zur Integration +++ Aussiedler erfolgreicher als ihr Ruf +++ 

Migranten aus Fernost hoch qualifiziert +++ höchster Anteil türkischer Migranten in Duisburg +++ die Hälfte aller Migranten besitzt deutschen Pass +++ Saarland Schlusslicht bei der Integration +++ hoch gebildete Migranten bleiben unter Wert beschäftigt +++ in manchen Stadtteilen stammen bereits zwei Drittel a




